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Vorwort 



Das reformirte österreichische Heimatrecht erfreut 
sich bereits einer vortrefflichen systematischen Dar- 
stellung in Spiegel's „Heimatrechtlicher Ersitzung" 
und ist durch mehrere rein populäre Schriften, Formu- 
lariensammlungen u. dgl. dem grossen Publicum näher 
gebracht worden. Was jedoch bisher fehlte, war eine 
Arbeit, die, soweit dies eben möglich, in knapper 
Fassung dem theoretischen, wie dem praktischen Stand- 

. punkte gerecht wird. Dies zu erreichen, haben wir mit 

-dem vorliegenden Büchlein versucht. 

5 Wir glauben damit nicht nur zur Lösung einiger 
heimatrechtlicher Streitfragen, die durch die Novelle 

^ vom 5. December 1896 eher vermehrt als vermindert 

-wurden, nach Kräften beigetragen zu haben, sondern 

^ auch der durchaus einseitigen Auffassung Mayr's und 
;• der darauf begründeten Praxis des Wiener Magistrates 

- mit wissenschaftlichen Waffen entgegengetreten zu sein. 
Wenn freilich die erwähnte Doppelstellung und 
Kürze unserer Arbeit es mit sich brachten, dass manche 
Controversen ganz übergangen werden mussten, manche 
nur durch Angabe der unseres Erachtens richtigen 
Entscheidung, jedoch ohne Wiedergabe der Argumente 
pro und contra, erledigt wurden, wolle man dies als 
etwas Unvermeidliches entschuldigen. 

Wien^JBnde Mär*i$©l> 

Die Verfasser. 
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Allgemeine Einleitung. 

Alle Gesetze sind mehr oder weniger Wiederspiegelungen 
der wirthschaftlichen Verhältnisse. Auch das österreichische 
Heimatrecht macht hievon keine Ausnahme, und fast aus- 
schliesslich waren es wirthschaftliche Momente, die zur 
Schaffung des Gesetzes vom 5. December 1896, Nr. 222 
R. G. Bl. (H. N.), führten. Das bis dahin in Kraft stehende 
österreichische Heimatgesetz vom 3. December 1863, Nr. 105 
R. G. Bl. (H. G.), hatte der Hauptsache nach als Grund der 
Erwerbung des Heimatrechtes ausser den familienrechtlichen 
Thatsachen (Geburt und Ehe) nur die freie Aufnahme durch 
die Gemeinde anerkannt; die Folge hievon war, dass die 
Gemeinden sich zu einer freiwilligen Aufnahme Ökonomisch 
schwacher Elemente niemals veranlasst sahen, und dass somit 
die arbeitenden Olassen, die sich behufs besserer Arbeits- 
gelegenheit massenhaft nach den grossen Städten und Industrie- 
orten wandten, daselbst auch nach dem längsten Aufenthalte 
kein Heimatrecht erwarben. Heimatgemeinde und Aufenthalts- 
gemeinde wurden in immer weniger Fällen identisch. 

So zählte man z. B. 1890 in Wien unter den Orts- 
anwesenden nur 476.418 Einheimische (35*13°/ ) gegenüber 
880.130 Fremden (64-87%), in Prag 42.934 Einheimische 
(24*42%) gegenüber 132.897 Fremden (75-58%). 

Wie belanglos aber in praxi die Möglichkeit der frei- 
willigen Aufnahme sich gestaltete, beweist, dass beispiels- 
weise in Wien im Zeiträume von elf Jahren in summa bloss 
circa 18.000 Personen auf diese Weise zuständig wurden. Die 
sich aus den Gemeindewahlordnungen ergebende Zusammen- 
setzung der Gemeindevertretungen liefert hiefür eine nahe- 
liegende Erklärung. 

Das ref. österr, Heimatrecht. 1 
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Da das Heimatrecht materiell das Recht auf ungestörten 
Aufenthalt und auf eventuelle Armenversorgung umfasst, so 
ergab sich die crasse Consequenz, dass jemand, der zeitlebens 
in einer bestimmten Gemeinde sich aufgehalten oder daselbst 
wenigstens seine gesunden und arbeitskräftigen Jahre ver- 
bracht hatte, an einen ihm völlig unbekannten oder gar 
fremdsprachigen kleinen Ort abgeschoben werden konnte, und 
das gerade dann, wenn er alt oder sonst erwerbsunfähig 
geworden war. Aber auch den politischen Behörden wurde 
oft genug eine gänzlich unfruchtbare Arbeitslast dadurch auf- 
gebürdet, dass von denselben die rechtliche Zuständigkeits- 
gemeinde, die der Sohn oder Enkel vom Vater oder Gross- 
vater ererbt hatte, im Wege langwieriger Recherchen und 
form- wie endloser Administrativpro cesse eruirt werden musste. 
Obwohl bereits in den Siebzigerjahren die Klage über die 
Unhaltbarkeit solcher Bestimmungen sich mehrten, verflossen 
dennoch 33 Jahre, ehe ein neues Gesetz zustande kam und 
umfassten allein die „Erhebungen" der Regierung nahezu 
22 Jahre.* 

Mit Recht bemerkt der Bericht des Verwaltungsaus- 
schusses des Abgeordnetenhauses vom 1. Mai 1895 (Referent 
Dr. Schwarz) Folgendes: 

„Es ist zu constatiren, dass sich zwischen den Bestim- 
mungen des Heimatgesetzes und den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des Freizügigkeits- und Ansässigkeitsrechtes be- 
ständige Collisionen ergeben, welche im Interesse des socialen 
Friedens sehr zu bedauern sind. 

Der Umstand, dass es möglich ist, nach langjährigem 
Aufenthalte Personen oder ganze Familien aus der Gemeinde 
auszustossen, wenn auch dieselben die Ursache, welche eine 
solche Ausstossung begründen, selbst nicht verschuldet haben, 
und der weitere Umstand, dass solche Personen und Familien 



* Zum Capitel von den unsinnigen Consequenzen des bisherigen 
Rechtszustandes vgl. Kobatsch, „Die Armenpflege in Wien und ihre 
Reform" (Wien, Manz 1893), S. 16 u. ff. So konnte z.B. so mancher 
Wiener Arbeiter das Mädchen, mit dem er durch Jahrzehnte zusammen- 
gelebt und das ihm Kinder geboren hatte, nicht heiraten, weil er 
Frau und Kinder dadurch der Wiener Zuständigkeit beraubt hätte! 
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in der Heimatgemeinde vollkommen fremd, von derselben ans 
den bereits ausgeführten Gründen, wenn nicht feindselig, so 
doch unfreundlich aufgenommen werden, muss in ihnen das 
schmerzliche Gefühl der Heimatlosigkeit erwecken und die- 
selben gegen Gesellschaft und Staat verbittern. 

Wenn nun auch solche Ausweisungen sogar aus nationalen 
Misshelligkeiten oder wirthschaftlicher Gegnerschaft ent- 
springen, so wirkt diese Verbitterung umso nachhaltiger, 
möge auch die Ausweisung, wie es ja gar oft geschieht, ganz 
anders motivirt sein, um den gesetzlichen Anforderungen zu 
entsprechen. Das Archiv des k. k. Reichsgerichtes, welches 
so zahlreich zum Schutze des Freizügigkeits- und Ansässig- 
keitsrechtes angerufen wird, dürfte zu diesen Ausfuhrungen 
ein genügendes Beweismaterial liefern. Auch die mit jedem 
Jahre anwachsenden Schubkosten der einzelnen Königreiche 
und Länder, und die gleichzeitig sich mehrenden Auslagen 
der Bezirke und Gemeinden für Armenfuhren, müssten nach- 
weisen, dass die gesetzlichen Verhältnisse im Hinblicke auf 
das Heimatrecht einer Regelung dringend bedürfen!" 

Es mag hinzugefügt werden, dass das Schubwesen einen 
so ungeheuren Umfang angenommen hat, dass dasselbe in 
Wien beispielsweise im Jahre 1894 circa 9000 Personen — 
4000 die zu-, und 5000 die abgeschoben wurden — umfasste 
und dass in Niederösterreich noch im Jahre 1886 — vor 
Errichtung der Naturalverpflegsstationen — eine Zahl von 
36.000 Menschen dem Schubgesetze unterworfen wurde. 

Es kam weiters vor, dass beispielsweise ein Handwerker, 
dessen Zuständigkeit nicht zu eruiren war, bloss aus diesem 
Grunde drei Vierteljahre in Haft gehalten wurde. 

Sinn und Zweck des Gesetzes vom 5. December 1896 
ist daher, solchen unhaltbaren Zuständen ein Ende zu bereiten 
und einer möglichst grossen Anzahl von Menschen, insbesondere 
den arbeitenden Classen, ihre factische Heimat zur Rechts- 
heimat umzuwandeln, zu welchem Behufe das Rechtsinstitut 
der Ersitzung, d. i. des Rechtserwerbes durch Zeitablauf, aus 
dem Privatrechte ins öffentliche Recht übernommen wurde. 

Da das Gesetz den Interessen der Städte und Industrie- 
orte direct zuwiderlief, war sein Zustandekommen nur durch 



Compromisse zwischen den parlamentarischen Vertretern der 
betheiligten Kreise möglich. Leider hat diese Compromiss- 
natur der Heimatrechtsnovelle zur Folge, dass nicht nur der 
erzielte Fortschritt ein geringer ist, sondern auch dieses 
Geringe — dank vielfachen Lücken und zweifelhaften, zu 
allerhand Interpretationskunststücken einladenden Stellen — 
in tausenden von Fällen erst durch einen „Kampf ums Recht* 
wird errungen werden müssen. 

Dass die Stadtgemeinden sich zur Abwehr in diesem 
Kampfe bereits gerüstet haben, beweist die von Dr. August 
Mayr, Obercommissär des Wiener Magistrates und Vorstand 
der dortigen Zuständigkeits- Abtheilung, verfasste Broschüre* 
und die muthmasslich derselben Quelle entstammende, für die 
Wiener Gemeindebehörden bestimmte „Geschäftsanweisung 
zur Durchführung der Heimatsnovelle" (vgl. das „Neue Wiener 
Tagblatt" vom 16. Februar 1901 und die „Arbeiter-Zeitung" 
vom 19. Februar 1901). 



* „Die Heimatgesetz-Novelle vom 5. December 1896 etc." Wien, 
Manz 1901 (weiterhin nur als „Mayr" citirt). Der Grundgedanke der 
ganzen Arbeit ist communaler Fiscalismus von ganz ungewöhnlich 
antisocialer Engherzigkeit. Es gelingt Herrn Dr. Mayr fast in jedem 
der fünf in Betracht kommenden Paragraphe, eine Lücke zu entdecken, 
um die Wohlthaten eines Volksrechtes — denn um ein solches handelt' 
es sich ja — zu verkümmern. Der echt bureaukratisch freudige Vor- 
geschmack des „Abweisens" durchzieht die Blätter dieses Büchleins, 
dessen idealer Zweck es ist, das bisschen Fortschritt, welches das neue 
Gesetz bedeutet, nach Kräften illusorisch zu machen, von den tausen- 
den, nach dem neuen Heimatsrechte Strebenden möglichst viele ganz 
auszuschliessen und den Verbleibenden wenigstens die Geltendmachung 
ihres Kechtes derart zu verleiden, dass sie womöglich selbst darauf 
verzichten. 



I. Abschnitt. 

Das Heimatrecht nach dem Gesetze vom 5. December 

1896, Nr. 222 R. G. Bl. 

1. Capitel. 

Das Heimatrecht des Inländers. 

I. Die Erwerbung des Heimatrechtes auf Grund familienrecht- 
licher Thatsachen. 

Die bezüglichen Vorschriften des H. G. sind in Geltung 
verblieben und auch für das Verständniss der H. N., ins- 
besondere was § 3 derselben (mittelbarer Anspruch auf das 
Heimatrecht) betrifft, von Wichtigkeit. Es sei daher in Kürze 
erwähnt, dass nach den §§ 6, 7, 11 bis 13 H. G. folgende 
Rechtssätze bestehen: 

Eheliche Kinder erlangen in jener Gemeinde das Heimat- 
recht, in welcher der Vater zur Zeit ihrer Geburt heimat- 
berechtigt ist oder, falls er früher verstorben, zur Zeit seines 
Ablebens heimatberechtigt war. Uneheliche Kinder sind in 
jener Gemeinde heimatberechtigt, in welcher ihrer Mutter zur 
Zeit der -Entbindung das Heimatrecht zusteht. Legitimirte 
Kinder, insoferne sie nicht eigenberechtigt sind, werden in 
jener Gemeinde heimatberechtigt, in welcher ihr Vater zur 
Zeit der Legitimation das Heimatrecht besitzt. Das Verhältniss 
eines Adoptiv- oder Pflegekindes begründet kein Heimatrecht. 
Frauen erwerben durch Verehelichung dasselbe Heimatrecht, 
wie ihr Ehegatte. Den Veränderungen in dem Heimatrechte 
des Ehemannes folgt die Ehefrau, insoferne sie nicht gericht- 
lich geschieden ist. Wird die Ehe durch Tod des Mannes 
oder Trennung aufgelöst oder gerichtlich geschieden, so be- 



— 6 — 

hält die Frau jenes Heimatrecht, welches sie zur Zeit der 
Auflösung, resp. Scheidung besass. 

Durch Ungiltigerklärung der Ehe tritt die Frau in jene 
Heimatverhältnisse zurück, in welchen sie sich vor der Ein- 
gehung der ungiltigen Ehe befunden hat. 

Veränderungen in dem Heimatrechte der Eltern haben 
auf bereits eigenberechtigte Kinder keinen Einfluss; sonst 
folgen eheliche und legitimirte Kinder dem Heimatrechte des 
Vaters, uneheliche dem der Mutter. Uneheliche Kinder, welche 
bei der Verehelichung ihrer Mutter nicht legitimirt werden, 
behalten, wenn sie auch zur Zeit dieser Verehelichung nicht 
eigenberechtigt sind, das Heimatrecht, welches sie bis dahin 
hatten. 

Die zahlreichen Streitfragen, welche sich an diese Vor- 
schriften des H. G. knüpfen, gehören nicht in den Rahmen 
dieser Schrift;. 

IL Erwerbung des Heimatrechtes durch freie Aufnahme seitens 

der Gemeinde. 

§ 8 H. 6. ist durch § 7 H. N. insoweit aufrecht er- 
halten worden, als es den Gemeinden nach wie vor freisteht, 
Fremde in ihren Heimatverband aufzunehmen, und als gegen 
den bezüglichen Beschluss der Gemeindevertretung, mag er zu- 
stimmend oder abweisend lauten, keinerlei Beschwerdeführung 
zulässig ist. 

in. Erwerbung des Heimatrechtes durch Ersitzung. 

Wie bereits in der allgemeinen Einleitung erwähnt, be- 
ruht die wesentlichste Neuerung der H, N. darin, dass sie das 
Rechtsinstitut der Ersitzung in das Heimatrecht hinübemahm, 
also die Anordnung traf, dass nach Ablauf einer gewissen 
Zeit und bei Eintritt gewisser Bedingungen die Aufenthalts- 
gemeinde den ihr bis dahin Fremden in ihren Gemeindeverband 
aufnehmen müsse. 

Diesbezüglich bestimmt § 2 H. N. 1. Absatz: 

„Die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatverband 
kann von der Aufenthaltsgemeinde demjenigen österreichischen 
Staatsbürger nicht versagt werden, welcher nach erlangter 
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Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimat- 
recht vorausgehende Jahre sich freiwillig und ununterbrochen 
in der Gemeinde aufgehalten hat." 

Im Nachfolgenden werden nun die Erfordernisse der Er- 
sitzung im Einzelnen besprochen. 

A. Die Eigenberechtigung. 

Der Zeitpunkt der erlangten Eigenberechtigung ist in 
der Regel das vollendete 24. Lebensjahr. Derjenige, welcher 
schon früher durch gerichtlichen (vormundschaftsbehördlichen) 
Beschluss grossjährig erklärt wurde, ist vom Datum dieses Be- 
schlusses ab eigenberechtigt, Derjenige, welcher gerichtlich für 
wahn- oder blödsinnig erklärt wurde, entbehrt insolange der 
Eigenberechtigung, als die über ihn verhängte Curatel nicht aus- 
drücklich aufgehoben wurde. Ebenso hindert die in Gemässheit 
des Gesetzes (§§ 173 und 251 a. b. G. B.) gerichtlich ver- 
fügte Fortdauer der väterlichen oder vormundschaftlichen Ge- 
walt die Erlangung der Eigenberechtigung. Keineswegs jedoch 
beeinträchtigt im Sinne des Heimatgesetzes die Curatel über 
einen Verschwender die Handlungsfähigkeit eines solchen, 
ebensowenig die Concurseröffnung jene des Cridatars. 

Des Zusammenhanges wegen sei hier der Fall erörtert, 
dass jemand nach Beginn der Ersitzung wegen Geisteskrank- 
heit entmündigt wird. Jedenfalls hört hiemit die Ersitzungs- 
frist auf, weiter zu laufen; verbleibt der Geisteskranke an 
seinem Aufenthaltsorte, so tritt nur eine Hemmung der Er- 
sitzung ein; hingegen hat eine etwaige Unterbringung des 
Kranken in einer, einer anderen Gemeinde zugehörenden Irren- 
anstalt die gänzliche Unterbrechung zur Folge. 

B. Die Ersitzungsfrist. 

Die Ersitzungsfrist muss keine continuirlich fortlaufende 
sein, vielmehr können sich die erforderlichen 10 Jahre dieser 
Frist unter Umständen auch durch Addition aller jener Zeit- 
räume ergeben, in welchen der Bewerber sich in dem betreffenden 
Gemeindegebiet aufgehalten hat; sie darf jedoch keine Unter- 
brechung im technischen Sinne des Wortes (darüber weiter 
unten) erfahren haben. 
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Nach § 2 H. N. kann die Frist nicht vor dem Tage der 
erlangten Eigenberechtigimg zu laufen beginnen ; durch Art. II 
H. N. wurde überdies der Beginn des Laufes der Ersitzungs- 
fristen auf den 1. Jänner 1891 festgesetzt. (Betreffs der für die 
Wahl dieses Termines massgebenden Gründe vergl. Verw. Ber. 
S. 17.) 

Mithin können auch jene Personen, welche schon vor 
diesem Tage eigenberechtigt geworden sind, den Fristenlauf 
erst von dem 1. Jänner 1891 ab berechnen und müssen die- 
selben daher in aller Regel mindestens 34 Jahre alt sein.* 

Die Frist ist vom Beginne ab nach vorwärts, nicht etwa 
vom Tage der Ueberreichung des Gesuches nach rückwärts 
zu berechnen (letzteres die Ansicht von Mayr, S. 18 ff). Dies 
ergibt sich aus folgenden Erwägungen: 

Wenn das Gesetz den Ausdruck: „. . . . nach erlangter 
Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimat- 
recht vorausgehende Jahre . . . . a gebraucht, so verlangt es 
damit nicht mehr, als dass die Ersitzungsfrist 

a) der Erlangung der Eigenberechtigung nachfolge und 

h) der Bewerbung um das Heimatrecht vorangehe. Es 
verlangt nicht, dass sie der Bewerbung um das Heimatrecht 
unmittelbar vorangehe, ebensowenig wie sie der Erlangung 
der Eigenberechtigung unmittelbar nachfolgen muss. 

Es ist gewiss charakteristisch, dass jene Vorschrift, die 
der H. N. sonst zum Vorbilde diente, nämlich die des § 39, 
Z. 3 des Gemeindegesetzes vom 24. April 1859, Nr. 58 
R. G. BL, von der H. N. insoweit abweicht, als nach dem 
älteren Gesetze die vierjährige Ersitzungsfrist dem Ansuchen um 
das Heimatrecht unmittelbar vorausgehen musste. 

Ausschlaggebend ist aber die folgende Argumentation: 
Würde die Berechnung der Ersitzungsfrist so erfolgen, dass 



* Die von Dr. Heller in einem Zeitungsartikel geäusserte An- 
schauung — der gemäss der richtige Sinn des § 2 Abs. 1 H. N. der sei, 
dass die Eigenberechtigung des Bewerbers nur im Zeitpunkte der 
Geltendmachung des Heimatrechtes vorhanden sein müsse, welcher 
Sinn nur durch eine unglückliche Gesetzesstilisirung verwischt worden 
sei — lässt sich nach dem Berichte des Verwaltungsausschusses und dem 
Wortlaute* der Berathungsprotokolle des Abgeordnetenhauses in keiner 
Weise aufrechthalten. 
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die zehn massgebenden Jahre dem Ansuchen des Bewerbers 
unmittelbar vorauszugehen hätten, so würde sich die Mög- 
lichkeit ergeben, dass ein Bewerber, welchem in einem be- 
stimmten Zeitpunkte bereits sämmtliche Voraussetzungen des 
Gesetzes zustatten kamen, welcher aber nicht unmittelbar nach 
Ablauf der Frist sein Gesuch überreichte, das bereits wohl- 
erworbene Heimatrecht wieder verwirkte, weil später rechts- 
hindernde Thatsachen eintraten. 

Nun statuirt aber das Gesetz in seiner richtigen Inter- 
pretation nur einen einzigen derartigen Fall, nämlich den des 
§ 4 H. N., wonach ein Inländer den bereits erworbenen An- 
spruch auf Aufnahme in den Heimatverband einer Gemeinde 
innerhalb einer gewissen Frist wieder verliert, wenn er den 
Aufenthalt in dieser Gemeinde aufgegeben oder das Gemeinde- 
gebiet unfreiwillig verlassen hat. 

Nach der hier bekämpften, von Mayr vertretenen Auf- 
fassung wäre § 4 H. N. in zahlreichen Fällen überflüssig, in 
vielen anderen geradezu unwahr; denn wenn z. B. Anton X. 
vom 1. Jänner 1891 bis 1. Februar 1901 in Wien gewohnt 
und alle sonstigen Bedingungen des § 2 H. N. erfüllt hat, 
am 2. Februar 1901 aber nach Brunn tibersiedelt ist, so stünde 
seinem am 1. März 1901 überreichten Gesuche um das Wiener 
Heimatrecht § 4 H. N. nicht entgegen, während es nach de*' 
Mayr'schen Interpretation des § 2 H. N. abzuweisen wäre. 

Man kann also resumiren: 

Insolange die im § 4 H. N. erwähnten rechtshindernden 
Thatsachen nicht eintreten, also insbesondere, solange der 
Bewerber seinen Aufenthalt nach wie vor beibehält, kann 
das einmal erworbene Recht auch nicht mehr verwirkt werden, 
mögen auch nach Ablauf der Decennalfrist solche Umstände 
eintreten, welche auf die Erlangung des Heimatrechtes unter- 
brechend oder hemmend gewirkt hätten, wenn sie sich in dem 
unmittelbar auf den Beginn der Ersitzungsfrist folgenden De- 
cennium ereignet hätten. 

Nur der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der 
Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft selbstverständ- 
lich dem Ansuchen des Bewerbers um Aufnahme in den 
Heimatverband entgegensteht, wann immer dieser Verlust 
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eingetreten sein mag — also anch nach Ueberreichung des 
Gesuches — da die österreichische Staatsbürgerschaft logische 
Voraussetzung des Heimatrechtes in einer österreichischen 
Gemeinde ist (§§ 2 und 15 H. G.). 

Hingegen ist nicht nothwendig, dass der Bewerber 
während der ganzen Ersitzungsfrist österreichischer Staats- 
bürger war; es genügt, wenn er es zur Zeit des Ansuchens 
und bis zur Erledigung desselben ist. (Vgl. Spiegel S. 41.) 

C. Die Freiwilligkeit des Aufenthaltes. 

Der Aufenthalt des Bewerbers muss während der ganzen 
in Betracht kommenden zehnjährigen Frist ein freiwilliger sein, 
d. h. es darf keinerlei Zwang den Bewerber zu diesem Auf- 
enthalte genöthigt haben. Unfreiwillig ist die Anwesenheit des 
Inhaftirten, des in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt 
Angehaltenen, des an einem Orte kraft Erkenntnisses der 
politischen Behörde Confinirten. 

Ist die Anwesenheit des seine Präsenzdienstpflicht Ab- 
leistenden eine freiwillige? (Diese Frage darf nicht mit der 
anderen verwechselt werden, inwieweit die Abwesenheit im 
Militärdienste auf den Lauf der Ersitzungsfrist wirkt.) 

Wenn die Garnison des Militärpflichtigen mit jenem 
Gemeindogebiete zusammenfällt, in welchem sich derselbe 
bisher aufgehalten hat, gewiss, weil ja nicht angenommen 
werden kann, dass jemand sich von dem Augenblicke an, da 
er im Soldatenrocke steckt, nur widerwillig an einem Orte 
aufhalte, an dem er auch bis dahin lebte. Dasselbe Resultat 
ergibt sich aus einem unabweisbaren argumentum a minori 
ad majus. 

Denn wenn nach § 2 H. N., Abs. 4, der ausserhalb 
des Aufenthaltsortes abgeleistete Militärdienst die Ersitzung 
weder unterbricht noch hemmt, so muss gewiss dieselbe 
Wirkung eintreten, wenn der Militärpflichtige seinen Aufent- 
halt gar nicht verändert. 

Dem Einjährig-Freiwilligen insbesondere steht gemäss 
§ 25 Wehrges. die Wahl des Truppenkörpers zu, daher, 
wenn auch nur indirect, die Wahl des Garnisonsortes, u. zw. 
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wenigstens ingolange, als der betreffende Truppenkörper sich 
an jenem Orte befindet, an welchem er sich zur Zeit der 
Geltendmachung des Einjährig-Freiwilligenrechtös befand. Der 
Garnisonsaufenthalt des Einjährig-Freiwilligen muss daher 
jedenfalls als freiwilliger Aufenthalt gelten, insolange der 
gewählte Truppenkörper nicht versetzt wird. 

Die infolge der Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht 
(Präsenzdienst, Waffenübung, Dienstübung) bedingte Ab- 
wesenheit wirkt, wie erwähnt, kraft ausdrücklicher Gesetzes- 
vorschrift in keiner Weise, also weder unterbrechend noch 
hemmend auf die Ersitzungsfrist ein.* 

Festzuhalten ist aber, dass die vorerwähnten Wirkungen 
des Militärdienstes nur dann eintreten, wenn er sich als Er- 
füllung der gesetzlichen Wehrpflicht darstellt. Sie treten 
also nicht ein, wenn der Militärdienst zum Lebensberufe ge- 
wählt wird, z. B. bei activen Officieren oder „weiterdienenden" 
Unterofficieren, welche beiden Kategorien auch nicht zu den 
„öffentlichen Beamten" oder „Dienern* im Sinne des § 10 
H. N. gehören, daher auch nicht die Amtsheimat erwerben, 
von der weiter unten die Rede ist. Ebenso hat der Dienst in 
einer anderen als der gemeinsamen Österreichisch-ungarischen 
Armee, also auch jener in der ungarischen Honvedtruppe, eine 
die heimatrechtliche Ersitzung hindernde Wirkung. 

Von grosser Wichtigkeit ist die Frage, inwieweit die 
Ehefrau als freiwillig anwesend im Sinne des Gesetzes anzu- 
sehen ist, wenn sie an dem Aufenthaltsorte ihres Mannes 
weilt, wozu sie nach § 92 a. b. G. B. verpflichtet ist. 

Die Frage ist wohl trotz des Bestehens dieser Verpflich- 
tung zu bejahen. Eine Handlung, zu der man civilrechtlich 
verpflichtet ist, kann darum noch immer freiwillig vorgenom- 
men werden. Auch wenn ich dem X 1000 Kronen schuldig, 
ja selbst, wenn ich hiezu bereits civilgerichtlich verurtheilt 
bin, ist die von mir geleistete Zahlung dieses Betrages eine 



* Man kann die Wirkung des Militärdienstes auf die Ersitzung 
des Heimatrechtes kurz in folgenden Satz zusammenfassen: In Hin- 
sicht auf die Ersitzung schadet die Abwesenheit im Militärdienste 
nicht, die Anwesenheit nützt nur, wenn der Dienstort mit dem bis- 
herigen Aufenhaltsorte zusammentrifft. 
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freiwillige; unfreiwillig wird sie erst, wenn sie durch die 
gerichtliche Execution factisch erzwungen wird. 

Speciell bezüglich des Aufenthaltes können zahlreiche 
civilrechtliche Verpflichtungsverhältnisse existiren. So z. B. 
wird niemand leugnen, dass der Fabriksdirector, der sich im 
Dienstvertrage verpflichtet hat, seinen ständigen Aufenthalt 
am Orte der Fabrik zu nehmen, sich daselbst freiwillig auf- 
hält, oder dass der Reisende, zu dessen Obliegenheiten es 
gehört, ein bestimmtes Gebiet zu bereisen, seinen Aufenthalt 
freiwillig wechselt. 

Ganz dasselbe gilt aber auch von der Ehefrau. Der von 
ihr gemeinsam mit dem Gatten zugebrachte Aufenthalt wird 
als freiwillig anzusehen sein, solange der Mann nicht wirklich 
von dem ihm zustehenden Zwangsrechte Gebrauch macht. 

Die praktische Wichtigkeit dieser Controverse ergibt sich 
aus Folgendem: Die Ehefrau kann allerdings, solange ihr 
Mann lebt und sie von ihm nicht geschieden oder getrennt 
ist, ein von dem seinigen verschiedenes Heimatrecht nicht 
erwerben, also auch durch Ersitzung nicht, selbst wenn bei 
ihr alle Voraussetzungen der letzteren zutreffen. Allein sie 
kann, sobald das Recht des Mannes durch dessen Tod, durch 
Scheidung oder Trennung auf das ihrige einzuwirken aufge- 
hört hat, einen selbständigen Ersitzungsanspruch geltend 
machen und dann ist in die Ersitzungsfrist auch die gemein- 
sam mit dem Manne zugebrachte Zeit, während deren ihr 
Aufenthalt nach Obigem ein freiwilliger war, einzurechnen. 
Vergleiche hierüber die zutreffende ausführliche Darlegung bei 
Spiegel, S. 114 ff.* 

Nur durch die vorstehend geäusserte Ansicht wird einigen 
crassen Misständen vorgebeugt. Man denke an folgende Fälle : 

Der Arbeiter M lebte mit seiner Gattin N seit 1870 
in Wien; Ende 1900 ist er jedoch gestorben, so dass zu der 
nach Art. IL H. N. zu berechnenden Ersitzungsfrist noch 
wenige Tage fehlten. Nach Mayr ist für die Frau, die auch 
als Witwe in Wien verblieben ist, die ganze Ersitzungsfrist 
verloren, nach unserer Ansicht kann die Frau den Ersitzungs- 
anspruch selbständig geltend machen. 

* Anderer Ansicht natürlich Mayr, S. 13. 
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Oder : X hat den Anspruch auf das Grazer Heimat- 
recht am 1. März 1901 ersessen, stirbt jedoch am 1. April 
1901, ohne um das Heimatrecht angesucht zu haben ; ein 
mittelbarer Anspruch wird weder bis 1. April 1903 von seiner 
Gattin, noch bis 1. April 1906 von der bisherigen Heimat- 
gemeinde geltend gemacht. Wenn die Gattin vom 1. April 
1896 an gemeinsam mit dem Gatten in Graz gewohnt und 
diesen Aufenthalt auch als Witwe fortgesetzt hat, so kann 
sie (den Eintritt der allgemeinen Bedingungen des § 2 H. N. 
vorausgesetzt) vom 1. April 1906 an das Grazer Heimatrecht 
beanspruchen. 

Zweifelhaft wird auch manchmal sein, ob der Aufenthalt 
des Kranken in einer Heilanstalt als freiwilliger Aufenthalt 
an dem betreffenden Orte anzusehen ist. Auch hier ist Spie- 
gels Meinung (S. 114) beizutreten; der Aufenthalt wird als 
freiwillig gelten müssen, wenn der Kranke ihn absichtlich 
herbeigeführt hat, im Gegenfalle als unfreiwillig. Hat der 
Kranke sich freiwillig in die Anstalt begeben, dort aber die 
Willensfähigkeit verloren, so ist der Aufenthalt bis zur Zeit 
des Verlustes als freiwilliger, von da an als unfreiwilliger zu 
betrachten. Dass es unter Umständen sehr schwierig sein 
wird, diese tatsächlichen Momente im einzelnen Falle fest- 
zustellen, kann an dieser Ansicht nichts ändern. 

D. Die Unterbrechung der Ersitzungsfrist. 

Die Ersitzung des Heimatrechtes findet dann nicht statt, 
wenn innerhalb der zehnjährigen Frist sich solche Umstände 
ereignet haben, welche dem Gesetze nach deren „Unter- 
brechung" im technischen Sinne zur Folge haben. Tritt einer 
dieser gesetzlichen Umstände ein, so ist die Wirkung die, 
dass die ganze, bis zu diesem Eintritte abgelaufene Frist 
nicht mehr gilt und dass die Frist nur mehr nach Auf- 
hören der Unterbrechungsthatsachen von Neuem zu laufen be- 
ginnen kann. 

Verschieden von der Unterbrechung der Ersitzung ist 
deren Hemmung. Sie besteht darin, dass der Lauf der Er- 
sitzungsfrist nur ruht, solange die Hemmungsthatsachen be- 
stehen; haben sie aufgehört, so läuft die Frist weiter. 
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Die Ersitzungsfrist wird nun unterbrochen: 

1. Durch freiwillige und völlige Aufgabe des Aufent- 
haltsortes, d. h. durch eine Abreise, welche nicht bloss den 
Charakter einer vorübergehenden Entfernung mit der erweis- 
lichen Absicht der Rückkehr aufweist. Kann der Bewerber 
also darthun, dass er trotz einer längeren Abwesenheit die 
Absicht hegte, seinen bisherigen Aufenthalt beizubehalten, 
so wirkt eine solche Abwesenheit auf die Ersitzungsfrist 
überhaupt nicht ein. Diese Absicht wird erweislich sein, wenn 
jemand beispielsweise seine Wohnung beibehalten, sich poli- 
zeilich nicht abgemeldet, seine Familie, Wertheffecten, Woh- 
nungseinrichtung etc. zurückgelassen hat. Ein sich etwa 
flüchtender Defraudant wird freilich auch bei Unterlassung 
der polizeilichen Abmeldung sich nicht auf eine „vorüber- 
gehende* Entfernung berufen können. 

2. Wird die Ersitzungsfrist unterbrochen durch den 
Oenuss der öffentlichen Armenversorgung. 

Das Gesetz sagt: „Der Bewerber darf . . . der öffent- 
lichen Armenversorgung nicht anheimfallen." Ob dieses „An- 
heimfallen" unterbrechend oder bloss hemmend auf die Er- 
sitzungsfrist wirkt, geht aus dem Gesetze allerdings nicht 
hervor, indessen muss wohl zugegeben werden, dass die 
schärfere Fassung der Worte „darf nicht* darauf hindeute, 
dass der Gesetzgeber die stärkere Wirkung, also die Unter- 
brechung der Frist eintreten lassen wollte. 

Wann liegt nun ein Genuss der öffentlichen Armen- 
versorgung vor? Zweifellos dann, wenn dem Bewerber der 
vollständige, noth wendige Unterhalt aus öffentlichen Mitteln 
gewährt wird, d. h. wenn derselbe in ein öffentliches Armen- 
oder Siechenhaus aufgenommen ist. Zweifellos liegt Armen- 
versorgung nicht vor, wenn der Bewerber nur eine vorüber- 
gehende Unterstützung, eine Schulgeldbefreiung hinsichtlich 
seiner eine Schule besuchenden Kinder oder ein Stipendium 
genoss, da das Gesetz solche Unterstützungen aus öffentlichen 
Mitteln ausdrücklich als nicht unter den Begriff der „Armen- 
versorgung" fallende Acte erklärt. 

Fraglich ist aber: Ist eine dauernde Unterstützung 
(Betheilung mit Geld oder Naturalien) als Armenversorgung 
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anzusehen und wenn, worin liegt das unterscheidende Merk- 
mal zwischen der „vorübergehenden" und „dauernden" Unter- 
stützung? 

Da die Armenpflege den Landesgesetzen vorbehalten ist, 
kommen die letzteren hier in Betracht. Diesbezüglich bestimmt 
z. B. das niederösterreichische Gesetz vom 13. October 1893, 
Nr. 53 L. G. Bl., betreffend die öffentliche Armenpflege in 
Niederösterreich (mit Ausschluss Wiens): „(§ 1) Die öffent- 
liche Armenpflege ist eine durch das gegenwärtige Gesetz 
geordnete Einrichtung zur Versorgung und Unterstützung von 
Armen aus öffentlichen Mitteln. Die Versorgung begreift 
in sich die vollständige Erhaltung des Armen, die Unter- 
stützung hingegen nur die Ergänzung der zur vollständigen 
Erhaltung unzulänglichen Mittel auf das Nothwendige." Aus 
dieser Norm ergibt sich eine klare Abgrenzung der Begriffe 
„Armen Versorgung" und „Armenunterstützung." 

Da nicht vorausgesetzt werden darf, dass der § 2, 
Abs. 5 H. N. die beiden Begriffe willkürlich verwechselt, so 
muss geschlossen werden, dass — abgesehen von der Auf- 
nahme in ein Versorgungshaus — äusserstenfalls noch der 
Genuss einer dauernden Pfründe (welche nach der für 
Wien bestehenden Vorschrift ohnehin nur gänzlich erwerbs- 
unfähigen und mindestens 60 Jahre alten Personen gewährt 
werden soll), oder die in den Landgemeinden übliche Armen- 
einlage (die Naturalverpflegung von Haus zu Haus) als 
„Armen Versorgung", welche unterbrechend wirkt, anzusehen 
sind.* 

Die einmalige Aushilfe (in Wien im Höchstbetrage von 
30 Kronen!), sowie fallweise oder periodisch gewährte Pfrün- 
den sind hingegen auf jeden Fall als Unterstützungen vor- 
übergehender Art anzusehen, üben daher keinen Einfluss auf 
die Ersitzungsfrist. 

Dass die Aufzählung der im § 2, Abs. 5 H. N. er- 
wähnten Unterstützungsarten, welche auf die Ersitzungsfrist 
nicht einwirken, eine bloss demonstrative ist, ergibt sich 



* Siehe Berathungsprotokoll des Abgeordnetenhauses, 521. Sitzung 
der XI. Session vom 21. October 1896, Eede des Abgeordneten Dr. 
Kopp, S. 26.649. 
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auch aus einer analogen Bestimmung des im gleichen Jahre 
wie . die H. N. publicirten Gesetzes vom 14. Juni 1896, 
Nr. 169 R. G. Bl. : „Als Armenversorgung oder als Acte der 
öffentlichen Mildthätigkeit sind jedoch in Bezug auf das 
Wahlrecht nicht anzusehen: Unterstützungen aus Kranken- 
cassen, Unfall- oder Invalidenrenten, die Befreiung vom Schul- 
gelde, die Betheilung mit Lehrmitteln oder Stipendien, sowie 
auch Nothstandsaushilfen." Untersttitzungen aus Kranken- 
oder Unfallscassen haben übrigens schon deshalb nichts mit 
der „Armen Versorgung" gemein, weil die Vermögenslosigkeit 
gar nicht Voraussetzung für den Zuspruch solcher Bezüge 
als Krankengelder oder Unfallsrenten ist, und weil selbst die 
geminderte Erwerbsfähigkeit noch immer nicht Hand in Hand 
mit der thatsächlichen Erwerbslosigkeit gehen muss. 

Man bemerke übrigens, dass die Fassung der H. N., 
welche bloss die „öffentliche Armen Versorgung" anführt, eine 
engere ist, als jene des obcitirten Gesetzes, welches über- 
dies von der „öffentlichen Mildthätigkeit" — also einem viel 
weiter gespannten Begriffe — spricht. 

Gewiss fallen Personen, welche beispielsweise die Mittel 
des Wiener „Vereines gegen Armuth und Bettelei" in An- 
spruch nehmen, der öffentlichen Mildthätigkeit, keineswegs 
aber der öffentlichen Armen Versorgung zur Last. 

Unter letzterer kann im Sinne des § 2 H. N. zunächst 
nur die Versorgung aus Landes-, Bezirks- und Gemeinde- 
mitteln, sowie etwa aus dem Vermögen der Pfarrarmen- 
institute* verstanden werden. Spiegel ist der Ansicht, dass 
auch jene Acte der Armen Versorgung, welche aus den Er- 
trägnissen von in der Verwaltung der Gemeinde stehenden 
und dieser zum Zwecke der Armenpflege gewidmeten Stif- 
tungen gewährt werden, als „öffentliche" Armenversorgung 
anzusehen seien. Es mag dies zweifelhaft sein, und hängt 
die Lösung dieser Frage davon ab, ob unter „öffentlicher 
Armenversorgung" eine solche aus öffentlichen Mitteln oder 
eine solche angesehen wird, welche einen Ausfluss der der 
Gemeinde gesetzlich obliegenden Versorgungsp flicht bildet. 
Betont sei jedoch, dass die von privaten Wohlthätigkeits- 

* Siehe Spiegel S. 63. 
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vereinen, aus privaten und privat - wenn etwa auch unter 
behördlicher Aufsicht — verwalteten Fonds irgend welcher 
Art gewährten Unterstützungen, mögen sie auch dauernd sein, 
niemals unter den Begriff der öffentlichen Armenversorgung 
fallen. 

Erwähnt sei, dass (§ 28 H. G.) die Aufenthaltsgemeinde 
bezüglich auswärtiger Armer nur verpflichtet ist, denselben im 
Falle augenblicklichen Bedürfnisses die nöthige Unterstützung 
zu gewähren. Gerade bei jenen Personen, welche sich um 
das Heimatrecht in der Aufenthaltsgemeinde bewerben, und 
welche Armenunterstützungen genossen haben, wird es sich 
demnach in aller Kegel nicht um Armenversorgung im 
engeren und technischen Sinne, vielmehr nur um nicht hin- 
derliche, vorübergehende Unterstützung handeln. 

Uebrigens entspricht die vorhin entwickelte Auffassung 
des Begriffes der Versorgung auch der civilrechtlichen Judi- 
catur; vergl. z. B. die zu § 166 a. b. G. B. (Versorgungspflicht 
des unehelichen Vaters) ergangenen oberstgerichtlichen Ent- 
scheidungen Nr. 307, 1832, 4373, 10.100 der Glaser-Unger- 
schen Sammlung. 

Weiters ist die Verpflichtung der Gemeinde zur Armenver- 
sorgung ja auch insoferne nur eine subsidiäre, als diese' Pflicht 
nicht dritte Personen nach dem Civilrechte trifft. (§ 23 H. G.) 

Nun ist aber die Verpflichtung jener dritten Personen, 
an deren Stelle gegebenenfalls die Gemeinde tritt, also die 
Verpflichtung des Ehegatten gegen die Gattin, der Eltern 
gegen ihre ehelichen Kinder (der unehelichen wurde schon 
früher gedacht) und der Kinder gegen die Eltern (§§ 91, 
141, 143, 154 a. b. G. B.), stets eine den gesammten Lebens- 
unterhalt umfassende, gewiss ein Beweis dafür, dass niemals 
eine blosse zeitliche Unterstützung das Recht des Bewerbers 
ungünstig beeinflussen kann. Selbstverständlich wird vieles 
von den Umständen des einzelnen Falles abhängen. 

Es mag übrigens an dieser Stelle noch einmal wiederholt 
werden, dass ein Genuss selbst der vollen öffentlichen Armen- 
versorgung zu einem Zeitpunkte, in welchem der Bewerber 
bereits auf eine vollendete zehnjährige, freiwillige und ununter- 
brochene Ersitzungsfrist hinweisen kann, keine Wirkung mehr 

Das ref. ötterr. Heimatrecht. 2 
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übt. Diesbezüglich sei auf den Motivenbericht des Gesetzes 
verwiesen, in welchem es heisst, dass die „zur Aufnahme 
verpflichtete Gemeinde gegen ungerechtfertigte Ansprüche 
geschützt bleiben solle". Nun kann aber von ungerechtfertigten 
Ansprüchen dort nicht mehr die Rede sein, wo bereits auf 
einen zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalt hingewiesen 
werden kann. Gerade mit dem Princip, dass der Bewohner 
einer Gemeinde an diese selbst nach dem längsten Aufenthalte 
keine Ansprüche stellen dürfe, wenn er arbeitsunfähig, und 
unterstützungsbedürftig geworden ist, sollte ja durch die H. N. 
gebrochen werden! 

Da das Gesetz weiters in stricter Weise anordnet, dass 
der Bewerber während der festgesetzten Aufenthaltsfrist der 
öffentlichen Armenversorgung nicht anheimgefallen sein dürfe, 
so ergibt sich hieraus, zumal eine solche Bestimmung gewiss 
nicht extensiv auszulegen ist, dass, wenn etwa die Eltern, 
die Gattin oder ein Kind des um die Aufnahme in den 
Heimatverband ansuchenden Bewerbers in Armenversorgung 
stehen, dies nicht das Recht des Bewerbers beeinflusst. 
Solche in Versorgung stehende Familienmitglieder (Gattin, 
minderjährige Kinder) können also recht wohl mittelbar das 
Heimatrecht miterwerben. Zweifellos ist es, dass ein gross 
jähriger Sohn, dessen Eltern in Annenversorgung stehen, 
selbständig das Heimatrecht erwerben kann. 

E. Die Hemmung der Ersitzungsfrist. 

Hemmend, d. h. so, dass die Ersitzungsfrist weder zu 
laufen beginnt, noch weiterlaufen kann, insolange die Hem- 
mungsthatsache andauert, wirken nach dem Gesetze: 

1. die unfreiwillige Anwesenheit am Aufenthaltsorte; 

2. die unfreiwillige Abwesenheit vom Aufenthaltsorte. 
Die den Militärdienst betreffenden Ausnahmen von dieser 

Vorschrift wurden bereits vorhin besprochen. Ebenso haben 
wir bereits oben den Begriff der Unfreiwilligkeit näher präcisirt. 

F. Die Erlöschung des bereits erworbenen Rechtes. 

Für die Erlangung des Anspruches auf Zuerkennung des 
Heimatrechtes kommen folgende Zeitpunkte als wesentlich 
in Betracht: 
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1. der Zeitpunkt der Erwerbung des Anspruches, d.i. 
der Zeitpunkt der Vollendung des zehnjährigen, freiwilligen 
und ununterbrochenen Aufenthaltes; 

2. der Zeitpunkt der Geltendmachung des Rechtes, 
d. i. der Tag der Ueberreichung des betreffenden Gesuches; 

3. der Tag des Zuspruches des Rechtes, d. i. das 
Datum jenes erst- oder höherinstanzlichen Beschlusses, kraft 
dessen dem Ansuchen rechtskräftig stattgegeben wurde. 

Es wurde bereits erwähnt, dass es, abgesehen von dem 
Verluste der österreichischen Staatsbürgerschaft, keinen Um- 
stand gibt, welcher den bereits erworbenen Anspruch ver- 
nichten könnte, vorausgesetzt, dass der Bewerber in dem 
Gemeindegebiete seinen Aufenthalt beibehält. 

Ist bereits einmal der Zeitpunkt der Geltendmachung 
des Rechtes eingetreten, hat also der Bewerber sein Gesuch 
tiberreicht, so kann (abgesehen von dem Verluste der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft, der in jedem Zeitpunkte zu 
berücksichtigen ist) nichts mehr auf die Entscheidung der 
Behörde Einfluss nehmen, als jene Umstände, welche zur Zeit 
der Gesuchsüberreichung bereits vorlagen. 

Von der Wirkung des Zuspruches des Rechtes soll 
später gesprochen werden; hier soll zunächst von den Schick- 
salen des bereits erworbeneu, aber noch nicht geltend ge- 
machten Rechtes die Rede sein. 

§ 4 H. N. normirt: „Hat ein österreichischer Staats- 
bürger seinen Aufenthalt in der Gemeinde, in welcher er 
gemäss § 2 des Gesetzes den Anspruch auf Aufnahme in den 
Heimatverband derselben erworben hat, aufgegeben oder das 
Gebiet der Gemeinde unfreiwillig verlassen, so kann dieser 
Anspruch von dem Berechtigten selbst oder seinem Nachfolger 
im Heimatrechte nur binnen zwei Jahren, von dessen Heimat- 
gemeinde dagegen binnen fünf Jahren nach dem Aufhören des 
Aufenthaltes in der Gemeinde geltend gemacht werden." 

Schon § 351 a. b. G. B. enthält den Grundsatz, dass 
„der Besitz eines Rechtes durch den blossen Nichtgebrauch 
ausser den im Gesetze bestimmten Verjährungsfällen nicht 
verloren gehe u . Hiedurch wird das alte deutschrechtliche 
Institut der „ Verschweigung u eines Rechtes auf die ausdrück- 

2* 
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lieh in den Gesetzen bezeichneten Ausnahmsfälle eingeschränkt 
und so der Indifferenz oder Rechtsunkenntniss des Einzelnen 
eine wohlthätige Schranke gezogen. In erhöhtem Masse muss 
dieser Grundsatz für Rechte gelten, die nicht in das Gebiet 
privaten, sondern in das des Öffentlichen Rechtes gehören, 
für Rechte also, über die der Einzelne nicht durchaus will- 
kürlich disponiren kann; ganz besonders aber für ein Heimat- 
recht, welches vornehmlich den breitesten Volksschichten 
zugute kommen soll. 

Es musste also dafür gesorgt werden, dass, wenn einmal 
die Voraussetzungen für einen heimatrechtlichen Ersitzungs- 
anspruch gegeben sind, dieser auch durch eine etwa nach- 
folgende Aufenthaltsveränderung nicht sofort zunichte ge- 
macht wird. 

Andererseits war es dringend nothwendig, von einer 
gewissen Frist ab diese exstinetive Wirkung der Aufenthalts- 
veränderung dennoch eintreten zu lassen, wenn nicht der 
beständige Widerspruch zwischen den Heimatrechts- und Auf- 
enthaltsverhältnissen, der den Hauptgegenstand der Anklagen 
gegen das bisherige Heimatrecht bildete, in anderer Weise 
Wiederaufleben sollte. 

Einem Compromisse zwischen diesen beiden Tendenzen 
verdankt der § 4 H. N. seine Existenz. 

Derselbe stellt gleichsam die Vermuthung auf, dass Der- 
jenige, welcher sich aus dem Gebiete der Aufenthaltsgemeinde 
entfernt hat und es unterlässt, binnen einer normirten Frist 
sein Gesuch zu überreichen, auf sein Recht verzichtet hat, 
und schliesst ihn von einer späteren Geltendmachung aus. 
Diese Ausschliessung gilt aber dann nicht nur für ihn, sondern 
auch für jene Personen, welche normaler Weise ihr Recht 
von dem unmittelbar Berechtigten ableiten könnten (Gattin, 
Kinder. * 

Da es sich aber um eine Ausnahmsbestimmung handelt, 
der gemäss der Nichtgebrauch eines Rechtes dessen Verlust 
nach sich zieht, so muss dieselbe auch strictest interpretirt 
werden. 



* Ueber den Begriff der „Nachfolger im Heimatrechte" vergl. 
den späteren Abschnitt „Der abgeleitete Heimatrechtsanspruch". 
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Freiwillig aufgegeben hat nur Derjenige seinen Aufent- 
haltsort, welcher sich daraus unter Umständen entfernt hat, 
die eine Absicht der Wiederkehr ausgeschlossen erscheinen 
lassen. Eine, wenn auch auf lange Zeit unternommene Reise 
wird in der Regel der Fälle noch kein „ Aufgeben" des 
früheren Aufenthaltsortes bedeuten, vielmehr wird das Auf- 
geben, wie schon erwähnt, meistens verbunden sein mit einer 
völligen Veränderung der Lebensstellung, der gänzlichen Ueber- 
siedlung, an welcher auch die engere Familie der betreffenden 
Person theilnimmt. 

Das Gesetz nennt aber auch das unfreiwillige „Ver- 
lassen" des Aufenthaltsortes als zweiten Umstand, von dessen 
Eintritt ab die zweijährige Exstinctivfrist des § 4 zu rechnen 
ist. Als unfreiwilliges Verlassen kann nur ein unter der vis 
major eines absoluten Zwanges vollzogenes völliges Aufgeben 
des Aufenthaltsortes verstanden werden. Ob dieser Zwang ein 
rechtmässiger oder rechtswidriger ist, kommt nicht in Betracht. 

Das Gesetz sagt nichts darüber, wie lange die dieser 
unfreiwilligen Entfernung folgende Abwesenheit dauern muss, 
um — die Unthätigkeit der betreffenden Person in ihrer 
Heimatrechtsangelegenheit vorausgesetzt — die Erlöschungs- 
folgen herbeizuführen. 

Die Frage ist also die: Ist das „unfreiwillige Verlassen" 
identisch mit einer mindestens zweijährigen, „unfreiwilligen 
Abwesenheit", oder genügt auch eine kürzere, ja vielleicht 
nur vorübergehende, von dem Willen der Person unabhängige 
Abwesenheit, wenn nur das „Verlassen" selbst ein erzwungenes 
war? Escortirung in die Strafhaft, Flucht wegen steckbrief- 
licher Verfolgung, Transport eines Geisteskranken u. dgl. sind 
zweifellos Fälle eines „unfreiwilligen Verlassens". Wie aber, 
wenn die betreffende Person schon nach kurzer Zeit wieder 
in ihren Aufenthaltsort zurückkehrt? 

Es kann nun vernünftigerweise nicht angenommen werden, 
dass der Gesetzgeber den Begriff des „unfreiwilligen Ver- 
lassens" schon mit einer zwangsweisen Entfernung als solcher 
identificiren wollte, u. zw. deshalb nicht, weil eine solche 
Entfernung auf Grund der verschiedenartigsten Zufälle, an 
denen der Heimatberechtigte in keiner Weise Schuld trägt, 
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erfolgen kann und es demnach widersinnig wäre, an derartige 
Zufälle unter Umständen schwerwiegende Rechtsfolgen für den 
Betreffenden zu knüpfen. 

Das Verlassen muss daher in der Regel in Verbindung 
mit einer längeren Abwesenheit treten, um nicht bloss als 
wenn auch unfreiwillige, so doch vorübergehende und des- 
halb unschädliche „Entfernung" angesehen zu werden. Wie 
lange aber diese Abwesenheit zu dauern hat, um als rechts- 
erheblich angesehen zu werden, ist von Fall zu Fall zu 
beurtheilen. 

Beispiel: Der in Wien lebende Josef M hat am 3. März 1901 
das Recht auf Aufnahme in den Heimatverband der Gemeinde 
Wien erworben, jedoch sein Gesuch nicht überreicht Am 
5. April 1901 wird derselbe in Untersuchungshaft genommen 
und dem Kreisgerichte Eorneuburg überstellt. Er bleibt 
daselbst bis zum 10. April 1901, worauf die Untersuchung 
wider ihn eingestellt, M auf freien Fuss gesetzt wird und 
sofort nach Wien zurückkehrt. 

Es wäre widersinnig, anzunehmen, dass das Unglück, 
welches M hier betroffen hat, die Folge haben sollte, dass 
derselbe seines Heimatrechtes verlustig würde, wenn er sein 
Gesuch nicht bis längstens 5. April 1903 überreicht haben 
sollte. 

Es könnte auch der Fall eintreten, dass eine Person 
freiwillig ihren Aufenthaltsort in der Absicht vorübergehender 
Entfernung nach verstrichener zehnjähriger Frist verlassen 
hat, dann aber unfreiwillig an einem anderen Orte bleiben 
musste. 

Hier könnte der Lauf der Exstinctivfrist erst mit dem 
Zeitpunkte beginnen, von dem ab die Abwesenheit eine un- 
freiwillige geworden ist. 

Stirbt der Anspruchsberechtigte, so ist dies jedenfalls 
auch als „unfreiwilliges Verlassen des bisherigen Aufenthalts- 
ortes u anzusehen. Hieraus ergibt sich aber die äusserst 
wichtige Consequenz, dass die Nachfolger im Heimatrechte 
(§ 3 H. N.) ihren abgeleiteten Anspruch binnen zwei Jahren 
vom Todestage ihres Rechtsvorgängers ab geltend machen 
müssen, um mit demselben nicht präcludirt zu werden. 
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Selbstverständlich ist es, dass eine Person, welche nach 
der in Rede stehenden Gesetzesstelle den Ersitzungsanspruch 
verloren hat, von dem Tage ab, da ihr freiwilliger Aufenthalt 
wieder beginnt, das Heimatrecht durch eine neue Ersitzung 
erwerben kann. 

Das Gesetz schafft jedoch zugleich eine Remedur, der 
gemäss die Unterlassung des Berechtigten innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes noch gutgemacht werden kann. Die 
Heimatgemeinde ist nämlich befugt, binnen fünf Jahren — also 
durch drei Jahre länger als der Berechtigte selbst — von dem 
Zeitpunkte der freiwilligen Aufgabe oder des unfreiwilligen 
Verlassens an Stelle des Berechtigten und für diesen das 
Heimatrecht in der Aufenthaltsgemeinde zu reclamiren. Die Nach- 
lässigkeit des Einzelnen soll eben der Heimatgemeinde nicht 
Schaden bringen. Dieselbe kann ihr Ansuchen an die Auf- 
enthaltsgemeinde sowohl aus eigener Initiative — also auch 
gegen den Willen ihres bisherigen Angehörigen — als auch 
über ein an sie gerichtetes Einschreiten desselben stellen. 
Hierüber wird im nächsten Abschnitte des Ausführlicheren 
gesprochen. 

G. Der mittelbare (abgeleitete) Anspruch auf das 

Heimatrecht. 

Zweckmässigerweise hat das Gesetz auch für jene zahl- 
reichen Fälle Vorsorge getroffen, in denen dritte (physische 
oder juristische) Personen daran interessirt sind, dass die 
Heimatzugehörigkeit eines Staatsbürgers festgestellt werde, 
der selbst darum nicht ansuchen kann oder will. 

§ 3 H. N. ordnet an, dass der Anspruch auf die Auf- 
nahme in den Gemeindeverband nicht bloss vom Anspruchs- 
berechtigten * selbst, sondern auch 1. von allen jenen Per- 
sonen geltend gemacht werden kann, die ihr Heimatrecht 
nach den §§ 6, 7 und 11 bis 13 H. G. von jenem des 
Anspruchsberechtigten ableiten, sowie 2. von der bisherigen 
Heimatgemeinde, bei Heimatlosen von der Zuweisungsgemeinde. 



* Dieser Ausdruckendes Gesetzes ist zwar weniger correct als 
„Subject des Heimatrechtes u , aber leichter verständlich und dürfte 
wohl zu Missverständnissen keinen Anlass geben. 
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Die erstgenannte Kategorie von Personen hat, um eine 
civil processualfc Terminologie zu gebrauchen, ein positives 
Feststellungsinteresse, d. h. sie wünscht, dass das Heimatrecht 
des Rechtssubjectes und damit auch das abgeleitete Heimat- 
recht seiner sogenannten „ Rechtsnachfolger " (auch dieser 
Ausdruck des Gesetzes ist nicht correct) festgestellt werde. 
Die zweite Kategorie von Ansprechern, also die bisherige 
Heimatgemeinde, bei Heimatlosen die Zuweisungsgemeinde, 
hat ein negatives Feststellungsinteresse, sie verlangt die 
Constatirung, dass der bisher Heimatberechtigte oder Zuge- 
wiesene ihnen nicht mehr angehört. Dieser Anspruch wird 
von Spiegel treffend als Entledigungsanspruoh bezeichnet. 

Die Besonderheit des im § 3 H. N. neu eingeführten 
Rechtsinstituts beruht in der Loslösung des Heimatrechtes 
vom Einschreiten des Rechtssubjectes, in der consequenten 
Durchführung des Principes, dass auch die Ersitzung des 
Heimatrechtes publici juris ist. 

Wie bereits erwähnt, ist die Bedeutung des Ausdruckes 
„Rechtsnachfolger" controvers. Spiegel (Seite 128 ff.) fasst 
den erwähnten Ausdruck des Gesetzes so auf, dass er zur 
Geltendmachung des abgeleiteten Anspruches die vorhin unter 
1. bezeichnete Kategorie von Personen nur dann für berechtigt 
ansieht, wenn das Subject des Heimatrechtes durch Tod 
hin weggefallen ist, und begründet dies damit, dass sonst eine 
Conen rrenz mehrerer, aus einer und derselben Ersitzung 
erwachsener Rechtsansprüche eintreten würde. Allein wir können 
uns dieser Ansicht Spiegers nicht anschliessen. Wenn auch 
zugegeben werden muss, dass der Ausdruck „Nachfolger" in 
seiner Ungenauigkeit für die Spiegersche Ansicht verwerthet 
werden kann, so ist doch anderseits zu erwägen, dass das 
Gesetz selbst diesen zweifelhaften Ausdruck durch den un- 
mittelbar anschliessenden Satz interpretirt : „d. h. jene Personen, 
welche .... ableiten." 

Diese gewiss authentische Interpretation macht aber den 
Tod des ursprünglichen Rechtssubjectes nicht zur Bedingung 
des abgeleiteten Anspruches, lässt ihn also auch bei Leb- 
zeiten des Subjectes und ohne, ja gegen dessen 
Willen zu. 



— Ä5 — 

Letztere Consequenz hat nichts Ueb errasch end es; sie 
tritt ja auch ein, wenn die Aenderung des Heimatrechtes in- 
folge des Entledigungsänspruches der bisherigen Heimat- 
gemeinde erfolgt. 

Nur darf man nicht — wie dies Spiegel bei seinen 
Gegnern zu vermuthen scheint — die Ansicht vertreten, dass 
die nach § 3 H. N. erfolgende Aenderung des Heimatrechtes 
sich nur auf die vom Ableitungsrechte Gebrauch machenden 
Personen, nicht auch auf das ursprüngliche Rechtssubject 
selbst bezieht. Dies würde allerdings eine unnöthige Verschie- 
denheit der heimatrechtlichen Verhältnisse innerhalb einer und 
derselben Familie herbeiführen. 

Nach unserer Anschauung hat aber die Geltendmachung 
des mittelbaren Anspruches nach § 3 H. N. bei Lebzeiten 
des „Auetors" auch Wirkung auf diesen Auetor selbst, 
trotzdem er nichts zur Herbeiführung dieser Wirkung gethan hat. 

Erst nach dieser Auffassung ist es möglich, alle Fälle 
des § 3 H. N. gleichartig zu behandeln; es wäre ja auch 
in der That nicht einzusehen, warum gegen die Rechts- 
unkenntniss, Lässigkeit oder gar Böswilligkeit des ursprüng- 
lichen Rechtssubjectes zwar seine bisherige Heimatgemeinde, 
nicht aber auch seine Familie geschützt sein soll ! * 

Allerdings verhehlen wir uns nicht, dass die praktische 
Anwendung unserer Ansicht unter Umständen auf Schwierig- 
keiten stossen wird. 

Man denke z. B. an den Fall, dass ein Vater es ver- 
absäumt oder sich weigert, einen für seine minderjährigen 
Kinder vielleicht sehr werthvollen Ersitzungsanspruch geltend 
zu machen, und auch die Intervention der bisherigen Heimat- 
gemeinde nicht zu erzielen ist. Hier wird es nicht ganz ein- 
fach sein, das abgeleitete Recht der Minderjährigen wirksam 
werden zu lassen, da der Vater ja ihr gesetzlicher Vertreter 
ist und seine Nachlässigkeit oder Weigerung die Entziehung 
der väterlichen Gewalt (§ 176, 177 a. b. G. B.) wohl nicht 
rechtfertigen könnte. Offenbar wird hier die Pflegschafts- 
behörde den Vater durch angemessene Zwangsmittel zum Ein- 
schreiten nöthigen und, wenn dies nichts fruchten sollte, einen 

* Unsere Ansicht theilt auch Mayr. 
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Curator ad hoc für die Kinder bestellen müssen (§19 des 
Patentes vom 9. August 1854, Nr. 208 R. G. BL). Letzterer 
wird dann zum Ansuchen um den abgeleiteten Heimatrechts- 
anspruch legitimirt sein. 

Trotz dieser Schwierigkeiten, die nur die Form der 
Geltendmachung betreifen, wird daran festzuhalten sein, 
dass im ersten Falle des § 3 H. N. das Ansuchen einer nach 
dem Gesetze legitimirten Person die Wirkung hat, dass über 
das Heimatrecht des ursprünglichen Rechtssubjectes, 
und damit auch über das Recht der Ableitungsberechtigten 
entschieden wird, selbst wenn das ursprüngliche Rechtssubject 
bereits gestorben ist, oder sonst sich dem Ansuchen nicht 
anschliesst, oder sich selbst ablehnend dagegen verhält. 

Allerdings muss dem gegen seinen Willen Aufgenommenen 
das Recht zustehen, gegen den Aufiiahmebeschluss Beschwerde 
zu führen, wenn derselbe der gesetzlichen Voraussetzungen 
ermangelt, da es ihm ja — ganz abgesehen vom politischen 
oder nationalen Interesse — schon mit Rücksicht auf eine 
eventuelle Versorgung nicht gleichgiltig sein kann, wenn er 
z. B. sein Heimatrecht in einer grossen Stadt gegen das in 
einer ärmlichen Dorfgemeinde vertauschen soll. In diesem 
Falle wird daher auch gegen einen, die Aufnahme be- 
willigenden Beschluss, der Recurs, eventuell die Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof gestattet sein müssen. 

Im Einzelnen haben nach § 3 H. N. und §§ 6, 7, 11 bis 
13 H. G. das Ableitungsrecht zur Geltendmachung des mittel- 
baren Anspruches: die Ehegattin, Witwe und die ehelichen 
Kinder in Ansehung des vom Familienhaupte, uneheliche 
Kinder in Ansehung des von der Mutter erworbenen heimat- 
rechtlichen Anspruches. 

Um einem häufigen Missverständnisse zu begegnen, sei 
hier erwähnt, dass die Witwe zwar für ihre Person einen 
Ersitzungsanspruch erwerben, einen solchen jedoch nicht auf 
ihre ehelichen Kinder übertragen kann, die daher auch kein 
von der verwitweten Mutter abgeleitetes Recht im Sinne des 
§ 3 H. N. erwerben können. 

Die Berechtigung der im zweiten Falle des § 3 H. N. 
genannten Gemeinden zur Geltendmachung ihrer Entledi- 
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gungsansprüche, gibt zu besonderen Bemerkungen keinen 
AnlaBB. 

Nur ist die Frage zu erörtern, wie lange die nach § 3 
H. N. zugelassenen abgeleiteten Ansprüche geltend gemacht 
werden können. Das Gesetz statuirt zwar keine ausdrück- 
liche Beschränkung, doch widerspräche es den Zwecken des 
neuen Rechtsinstituts, wenn es ohne alle Begrenzung zuge- 
lassen würde, und läge hiezu auch keinerlei Notwendigkeit 
vor. Es wird vielmehr der abgeleitete Anspruch nicht mehr 
geltend gemacht werden können: 

1. Wenn das ursprüngliche Rechtssubject durch frei- 
willige Aufnahme seitens einer Gemeinde daselbst das Heimat- 
recht erworben hat. Dies muss in jeder Lage des Verfahrens 
berücksichtigt werden, bezw. ist dieses, sobald eine derartige 
Thatsache hervorkommt, einzustellen. Dass die Ableitungs- 
berechtigten durch die Einbringung ihres Gesuches bereits ein 
Recht auf die Ersitzungsheimat erworben haben, kommt hier 
nicht in Betracht, weil sie nur das Recht haben können, zwei- 
felhafte Heimatrechtsansprüche ihres Rechtsvorgängers fixiren 
zu lassen, nicht aber auch das Recht, neu erworbene, sichere 
heimatrechtliche Ansprüche wirkungslos zu machen, und weil 
— wie schon früher betont — so lange als möglich das 
Heimatrecht der Mitglieder einer Familie gleichartig sein soll. 

2. Ebensowenig kann der Anspruch nach § 3 H. N. 
geltend gemacht werden, wenn der Ableitungsberechtigte für 
seine Person ein anderes Heimatrecht erworben hat. Dem 
steht nicht entgegen, dass er ja, wie oben ausgeführt, auch 
den Anspruch seines Vorgängers geltend macht; denn er kann 
diesen eben nur so weit geltend machen, als er selbst behufs 
Ableitung seines Rechtes daran interessirt ist, und dieses 
Interesse ist mit der Erwerbung eines anderweitigen Heimat- 
rechtes erloschen. Selbstverständlich wirkt der Umstand, dass 
einer von mehreren Ableitungsberechtigten ein solches ander- 
weitiges Heimatrecht erworben hat, nur in Anbetracht dieses 
einen. 

3. Eine dritte Begrenzung findet das abgeleitete Recht 
nach § 3 H. N. darin, dass (Spiegel S. 134) es nicht mehr 
geltend gemacht zu werden braucht, daher auch nicht mehr 
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geltend gemacht werden kann, sobald der Ableitungsberechtigte 
das auf Grund der Ersitzung in Anspruch genommene Heimat- 
recht auf einen anderen Rechtsgrund zurückzuführen in der 
Lage ist. Z. B. : Jemand, der sein Heimatrecht in der Ge- 
meinde X von seinem ersitzungsberechtigten Vater ableitet, 
wird Staatsbeamter in X; hiemit erwirbt er nach § 10 H. N. 
ohnehin das Heimatrecht in X und hat daher kein Interesse 
mehr, es als abgeleitetes geltend zu machen. 

H. Der Zeitpunkt der Wirksamkeit des zugesprochenen 

Heimatrechtes. 

Wir haben uns früher vorbehalten, diese Frage beson- 
ders zu besprechen; dieselbe ist nicht bloss eine theoretische, 
vielmehr in zahlreichen Fällen von praktischer Bedeutung, 
z. B. in dem Falle, wenn Kinder zwischen dem Zeitpunkt 
der Erwerbung und dem Zuspräche des Heimatrechtes gross- 
jährig geworden sind, wenn der Bewerber in dieser Zwischen- 
zeit unterstützungsbedürftig geworden ist, oder wenn dessen 
Recht auf ungestörten Aufenthalt auf dem Spiele steht. Das 
Gesetz selbst gibt für die Lösung der Frage, von wann ab 
die Wirksamkeit des zugesprochenen Heimatrechtes datirt, 
nur den einen Anhaltspunkt, dass es die Momente der Er- 
werbung des Rechtes und der Geltendmachung desselben 
unterscheidet (§ 4 H. N.). Erworben ist das Recht nach 
Ablauf der zehnjährigen ununterbrochenen und freiwilligen 
Aufenthaltsfrist, für den Inländer unbedingt, für den Aus- 
länder unter den Bedingungen des § 5 H. N. Der Beschluss 
der Gemeinde verleiht also nicht das Heimatrecht, da die 
Ertheilung desselben nicht von ihrem Ermessen abhängt, er 
enuncirt und documentirt es nur. Seine Wirkung ist keine 
constitutive, sondern eine declarative, gerade so, wie ein im 
Processe ergehendes Urtheil (von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen) nicht etwa das Recht des obsiegenden Klägers schafft, 
sondern nur das früher bereits bestandene, aber bis dahin 
nicht durchgesetzte Recht declarirt. 

Genau so muss daher auch die Entscheidung der Ge- 
meinde nach rückwärts, und zwar bis zu jenem Zeitpunkte 
wirken, in welchem die Erwerbung des Rechtes kraft Ablaufes 
der gesetzlichen Ersitzungsfrist eingetreten war. 
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^ Diese Anschauung entspricht auch den Intentionen des 
Gesetzgebers. Sowohl der Bericht des Verwaltungsausschusses, 
als auch die Protokolle des Abgeordnetenhauses bezeichnen 
den Act der Zuerkennung des Heimatrechtes als eine „ amt- 
liche Constatirung," somit als einen Formalact, durch 
den allerdings kundgethan wird, dass einerseits der Bewerber 
die im § 2 H. N. vorgesehenen Bedingungen erfüllt hat, und 
dass anderseits der Gemeinde ein begründeter Einwand gegen 
den Heimaterwerb nicht zustehe. 

Einer „Constatirung" muss aber selbstverständlich rück- 
wirkende Kraft beigemessen werden, sie muss sich auf jenen 
Zeitpunkt zurückbeziehen, an welchem das nunmehr consta- 
tirte Recht erworben worden ist. 

Der Bewerber und die Gemeinde stehen sich schliesslich 
in der Rolle zweier Parteien einander gegenüber. Concedirt die 
Gegenpartei — die Gemeinde — das in Anspruch genommene 
Recht, so wird durch dieses Zugeständniss nicht erst jetzt ein 
neuer Rechtszustand creirt, sondern nur der bereits bestehende 
unbestritten festgestellt. Es mag auch daran erinnert werden, 
dass lediglich praktische Gründe die Regierung sowohl, als 
den Verwaltungsausschuss bestimmten, der vollendeten zehn- 
jährigen Ersitzung nicht die Wirkung des ipso jure Erwerbes 
des Heimatrechtes zuzuschreiben. Der Ausspruch der Ge- 
meinde wurde mithin bloss aus Gründen der administrativen 
Ordnung als erforderlich betrachtet, ihm kommt jedoch keine 
juristische Bedeutung zu. 

Verhält sich die Gemeinde ablehnend und erlangt der 
Bewerber die „amtliche Constatirung" seines Heimatrechtes 
im Beschwerdezuge von der politischen Behörde, so gilt das 
Gleiche. Auch dann wirkt diese Entscheidung — gleichsam als 
Urtheil, welches im Processe des Bewerbers gegen die Ge- 
meinde zu Gunsten des Ersteren erflossen ist — bis zu dem 
Zeitpunkte des Ablaufes der Ersitzungsfrist zurück.* 

Aus diesen theoretischen Erwägungen ergibt sich für 
die Praxis die Notwendigkeit, in die Beschlüsse der Ge- 
meinden oder politischen Behörden, womit das Heimatrecht 



* Anderer Meinung Mayr S. 43, ohne nähere Begründung. 



— 30 — 

zuerkannt wird, die Fixirung jenes Zeitpunktes aufzunehmen, 
von dem an das Recht als erworben zu gelten hat. 

Was jedoch den Ausländer betrifft, so fallt für diesen 
der Zeitpunkt der Erwerbung des Heimatrechtes allerdings 
erst mit dem der Aufnahme in den österreichischen Staats- 
verband zusammen, wie sich dies aus § 5 H. N. ergibt. 

IT. Die Amtsheimat. 

§ 10 H. N. hat den Kreis jener Personen, für welche 
das Heimatrecht durch Erlangung eines öffentlichen Amtes 
begründet wird, wesentlich erweitert. Zu diesen Personen 
zählen nunmehr nicht nur die definitiv angestellten Hof-, 
Staats-, Landes- und öffentlichen Fondsbeamten, sowie die 
öffentlichen Lehrpersonen, sondern es wurden auch neu hinzu- 
gefügt die Gemeinde- und Bezirksvertretungsbeamten, die 
Diener aller oben angeführten Behörden, endlich die k. k. 
Notare. 

Die Erwerbung des Heimatrechtes in jener Gemeinde, in 
welcher diesen Personen ihr ständiger Amtssitz angewiesen 
wurde, erfolgt ipso jure, so dass es hier keines Gesuches und 
keiner ausdrücklichen Verleihung bedarf. Das Heimatrecht 
der Amtssitzgemeinde gebührt diesen Personen aber nicht 
etwa nur insolange, als sie thatsächlich in ihrer Amtsstellung 
verbleiben, vielmehr übt dasselbe auch weiterhin seine 
Wirkung aus, so lange es nicht durch Erwerbung eines anderen 
Heimatrechtes abgelöst wird. 

Selbstverständlich erlangen aber die Amtspersonen des 
§ 10 H. N. durch Anweisung eines neuen ständigen Amts- 
sitzes wiederum sofort und ipso jure das betreffende neue 
Heimatrecht. 

Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass das gemäss § 10 
H. N. erworbene Heimatrecht während der Dauer des Amts- 
verhältnisses einer Veränderung durch Ersitzung gewiss nicht 
fähig ist. Ob aber die Veränderung durch freiwillige Aufnahme 
zulässig ist oder nicht, bleibt fraglich. (Für die bejahende 
Ansicht Jegierek, Heimatrecht, 2. Aufl., S. 63, dagegen 
Spiegel S. 47.) Letzterer führt aus, dass der Beamte in der 
Gemeinde seines Amtssitzes nicht nur heimatberechtigt werden, 
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sondern auch sein und bleiben soll, um in dieser Gemeinde 
unter allen Umständen das Recht auf ungestörten Aufenthalt 
zu besitzen, eine Garantie dafür, dass er auch jederzeit seinen 
Amtspflichten nachkommen kann. 

Die Unveränderlichkeit der Amtsheimat wird jedoch unter 
Umständen gleichwohl eine Ausnahme erleiden müssen. § 10 
H. N. bezieht sich ja zweifellos nicht nur auf mann lieh e> 
sondern auch auf weibliche Personen, welche eine im Sinne 
dieses Paragraphen qualificirte Stellung einnehmen, mithin, 
da es derzeit definitiv angestellte weibliche Beamte nicht 
gibt, auf öffentliche Lehrerinnen. Damit entsteht die Frage, 
was Rechtens ist, wenn gegebenenfalls die Amtsheimat mit 
jenem Heimatrechte, das einer Ehegattin kraft ihrer Ver- 
ehelichung zukommt, collidirt. 

Es können sich hiebei die verschiedenartigsten Fälle 
ereignen. 

Z. B.: Eine öffentliche Lehrerin verehelicht sich mit 
einem Manne, der in einer anderen Gemeinde als jener ihres 
Amtes zuständig ist. Es muss nun angenommen werden, dass 
der § 7 H. G. „Frauenspersonen erlangen durch die Verehe- 
lichung das Heimatrecht in der Gemeinde, in der ihr Ehegatte 
heimatberechtigt ist" in seiner Allgemeinheit als der stärker 
wirkende Rechtsgrundsatz anzusehen ist, und dass mithin das 
im Wege des Amtssitzes selbständig erworbene Heimatrecht 
durch die von dem Ehegatten abgeleitete Zuständigkeit ver- 
drängt wird. Nicht anders ist die Sache, wenn der Ehe- 
gatte im Laufe der ehelichen Gemeinschaft sein Heimatrecht, 
sei es nun durch Ersitzung oder freiwillige Aufnahme, ver- 
ändert. Auch dann theilt die Frau die heimatrechtlichen 
Schicksale ihres Gatten. Aber auch jene Frau, welche etwa 
während der Dauer der Ehe erst öffentliche Lehrerin wird, 
kann kraft des stets stärker wirkenden Heimatrechtes des 
Gatten die Amtsheimat nicht erwerben. Diese Anschauung 
entspricht allein den Intentionen des Gesetzgebers, welcher 
die familiären Erwerbungsarten des Heimatrechtes an erster 
Stelle als dominirende statuirt und dies mit gutem Grunde, 
da sonst innerhalb des Familienkreises die zwiespältigsten 
und unmöglichsten Situationen geschaffen werden könnten. 
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Eine andere Frage ist, ob die während der Daner der 
Ehe gleichsam unterdrückte und latente Amtsheimat der Ehe- 
gattin wieder auflebe, wenn die heimatrechtliche Wirkung der 
Verehelichung, sei es durch den Tod des Gatten, sei es durch 
gerichtliche Scheidung oder Trennung der Ehe erloschen ist. 
§ 11 H. G. normirt wohl, dass die Ehefrau auch als Witwe 
das Heimatrecht in jener Gemeinde behalte, in welcher der 
Gatte zur Zeit seines Ablebens heimatberechtigt war, und dass 
geschiedene oder getrennte Ehefrauen auch jenes Heimatrecht 
behalten, welches sie zur Zeit der gerichtlichen Scheidung 
oder Trennung hatten ; doch kann diesem Grundsatze durch- 
aus nicht die gleiche aligemeine Wirkung beigelegt werden 
wie jenem, dass Frauen durch die Verehelichung das Heimat- 
recht in der Gemeinde, in welcher ihr Ehegatte heimatberech- 
tigt ist, erlangen. Dieses Weiterwirken der familienrecht- 
lichen Zuständigkeit über den Tod des Gatten, über die 
Scheidung oder Trennung hinaus, findet eben seine Grenzen 
dann, wenn die Witwe, die geschiedene oder getrennte Gattin 
nun ihrerseits selbständig ein Heimatrecht erwirbt, wessen 
sie wohl während der Dauer der ehelichen Gemeinschaft 
nicht, danach aber sofort fähig ist, es mag diese Erwerbung 
auf Ersitzung, freiwilliger Aufnahme, einer neuen Verehelichung 
oder endlich der Amtsverleihung beruhen. 

Ein Beispiel wird die Richtigkeit dieser Anschauung 
darthun. 

Die in der Gemeinde Wien als öffentliche Lehrerin angestellte 
Frau Marie M ist nach dem in Linz zuständigen Paul M Witwe 
geworden, übersiedelt als solche nach Stockerau und tritt da- 
selbst wiederum einen öffentlichen Lehrposten an. Es kann 
nun nicht zweifelhaft sein, dass Frau M hiemit sofort und 
ipso jure in der Gemeinde Stockerau amtsheimatberechtigt 
geworden ist. Was aber hier gilt, muss notwendigerweise 
auch dann entsprechende Anwendung finden, wenn Frau M 
auch weiterhin Lehrerin im Gemeindegebiete Wien verbleibt; 
sie erlangt also in letzterem Falle sofort nach dem Aufhören 
der ehelichen Gemeinschaft die Amtsheimat in Wien. Aller- 
dings würden in beiden Fällen etwa vorhandene minder- 
jährige Kinder das Linzer Heimatrecht des verstorbenen 
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Vaters behalten und nicht dem neuen Heimatrechte der 
Mutter folgen. 

Die erlangte Eigenberechtigung bildet keine Vor- 
aussetzung der Erwerbung der Amtsheimat, welche vielmehr 
auch minderjährigen Personen ohne weiters zugänglich ist, 
sobald denselben nur eines der im § 10 aufgezählten öffent- 
lichen Aemter und ein ständiger Amtssitz übertragen, resp. 
angewiesen wird. Dies ergibt sich aus dem Wortlaute des 
Gesetzes. 

Ist die österreichische Staatsbürgerschaft unumgängliche 
Voraussetzung der Amtsheimat? Diese Frage ist durchaus 
nicht bloss von theoretischer, sondern von äusserst praktischer 
Bedeutung, wie die nachfolgende Erwägung beweist. 

Wir werden noch an anderer Stelle zu erwähnen Ge- 
legenheit haben, dass der Kreis jener Personen, welche 
durch den Eintritt in einen öffentlichen Dienst die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft erlangen, weit enger gezogen 
ist, als der Kreis jener Personen, welche kraft § 10 H. N. 
durch einen Dienstantritt die Amtsheimat erwerben; denn 
gemäss § 29 a. b. G. B. (welcher nach wiederholten Ent- 
scheidungen gerichtlicher und politischer Behörden* durch 
Artikel IE des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 142 R. G. Bl., nicht aufgehoben wurde) und des bereits 
citirten Hofdecretes vom 15. April 1828, J. G. S. Nr, 2338, 
erlangt ein Ausländer nur durch Antritt eines wirklichen 
Staatsdienstes ipso jure die österreichische Staatsbürger- 
schaft. 

Er erlangt diese also nicht, wenn er eine andere, im 
§ 10 H. N. erwähnte Amts- oder Dienststellung antritt, und 
hiedurch auch das Heimatrecht in einer österreichischen 
Gemeinde nicht (§ 2 H. G.). 

Y. Die Heimatlosigkeit. 

Auch die bisher Heimatlosen können unter den allge- 
meinen Bedingungen der H. N. das Heimatrecht erlangen. 

* Vergleiche z. B. die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 
vom 6. November 1883, Glaser-Unger Nr. 9638; Entscheidung des 
Ministerium des Innern vom *6. October 1893, Z. 20.096, u. A. 

Das ref. österr. Heimatrecht. 3 
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Die Gemeinde, der ein Heimatloser zugewiesen ist, hat, analog 
dem Rechte der bisherigen Heimatgemeinde, den Entledigungs- 
anspruch nach § 3 H. N. 

Eine Besprechung der zahlreichen Streitfragen, die sich 
an den Begriff der Heimatlosigkeit knüpfen, würde den Rahmen 
dieser Arbeit überschreiten. 



2. Capitel. 
Der heimatrechtliche Ansprach des Ausländers. 

Grundsätzlich muss davon ausgegangen werden, dass 
die Voraussetzungen der Aufnahme eines Ausländers oder 
einer Person, deren Staatsbürgerschaft nicht nachweisbar ist, 
in den Heiraatverband einer Österreichischen Gemeinde sich 
materiell-rechtlich nicht von denen der Aufnahme eines In- 
länders unterscheiden. Ein zehnjähriger, freiwilliger und un- 
unterbrochener Aufenthalt ist daher einerseits erforderlich, 
anderseits genügend. Nur tritt als selbstverständliche Voraus- 
setzung hinzu, dass der Ausländer vorerst das österrei- 
chische Staatsbürgerrecht erwerbe, ehe ihm das Heimatrecht 
zuerkannt werden kann. Diese Voraussetzung wirkt als 
Suspensivbedingung auf die Form der Geltendmachung 
und auf den definitiven Zuspruch des Heimatrechtes in der 
Weise ein, dass der Ausländer nicht direct um Aufnahme, 
sondern nur um Zusicherung der Aufnahme in den 
Heimatverband ansuchen kann. Dies beruht auf der lang- 
jährigen Praxis der politischen Behörden, wonach den Ge- 
suchen um Verleihung des österreichischen Staatsbürger- 
rechtes nur stattgegeben wird, wenn dem Ansuchenden be- 
reits von einer österreichischen Gemeinde die Aufnahme in 
den Heimatverband zugesichert worden war. Es soll eben 
vermieden werden, dass jemand das österreichische Staats- 
bürgerrecht erlangt, dann aber keine Gemeinde findet, die 
ihn aufnimmt. Doch beruht diese Praxis keineswegs auf einer 
gesetzlichen Verpflichtung der politischen Behörden, die 
daher berechtigt sind, die österreichische Staatsbürgerschaft 
auch ohne Nachweis der Aufnahmszusicherung zu verleihen. 
(Siehe die Entscheidung des Ministeriums des Innern vom 
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22. Jänner 1886, Z. 18.107 ex 1885, Zeitschrift für Ver- 
waltung, S. 72.) 

Wie noch des Näheren ausgeführt werden wird, ist die 
Aufnahme in den Österreichischen Staatsverband nicht er- 
zwingbar, vielmehr in das Ermessen der Behörde gestellt. 
Die Aufenthaltsgemeinde spielt aber der Frage der Staats- 
bürgerschaft gegenüber keine andere als eine rein passive, 
zuwartende Rolle. Die von ihr beim Vorhandensein der Be- 
dingungen der H. N. zu ertheilende Zusicherung der Auf- 
nahme in den Heimatverband bleibt ein nicht mehr rück- 
ziehbares Versprechen, und begründet ein vorläufig latentes 
Recht des Petenten, welches actuell wird in dem Momente 
der — von dem Wirkungskreis der Gemeinde ganz unab- 
hängigen — Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft. 
Bemerkt sei, dass der Ausländer auch die Aufnahmszu- 
sicherungen mehrerer Gemeinden erlangen kann, allerdings 
nur von einer auf Grund der Ersitzung; es steht ihm dann 
die Wahl frei, von welcher Zusicherung er nach Erlangung 
des Staatsbürgerrechtes Gebrauch machen will. 

Hieraus ergibt sich aber einerseits, dass der Gesetz- 
geber keinen Anlass hatte, alle rücksichtlich des Inländers 
getroffenen Bestimmungen expressis verbis, als auch für den 
Ausländer geltend, zu wiederholen, anderseits, dass Alles, was 
rücksichtlich des Inländers normirt wurde, durch Analogie 
auch auf den Ausländer Anwendung zu finden hat, es sei 
denn, dass diese Bestimmungen ihrer Natur nach auf den 
Ausländer nicht anwendbar sind oder dass dieselben ihrem 
ausdrücklichen Wortlaute nach nur auf den Inländer 
angewendet werden dürfen. Verkehrt wäre es aber, die Zu- 
sicherung der Aufnahme und die Aufnahme in den Gemeinde- 
verband als zwei gänzlich disparate Rechtsinstitute ansehen 
zu wollen. Dieselben haben vielmehr unter der oben ge- 
troffenen Einschränkung Alles mit einander gemein.* 

Auch auf den Ausländer finden daher jene Bestimmungen 
des Gesetzes Anwendung, welche die Unterbrechung und 
Hemmung des Fristenlaufes, den Ausschluss einer Unter- 



* Des erwähnten Irrthums macht sich Mayr wiederholt (z. B. 
S. 8, 14 etc.) schuldig. 



3* 
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brechung oder Hemmung der Frist im Falle der Erfüllung 
der Wehrpflicht in der gemeinsamen k. u. k. österreichisch- 
ungarischen Armee, endlich die öffentliche Armeuversorgung 
betreffen. (§ 2 H. N.) 

Ebenso findet auf den Ausländer Anwendung die Norm, 
dass die Aufnahme in den Heimatverband weder auf eine be- 
stimmte Zeit beschränkt, noch unter einer den gesetzlichen 
Folgen des Heimatrechtes abträglichen Bedingung ertheilt 
werden darf und dass jede solche Beschränkung oder Be- 
dingung als nichtig und als nicht beigesetzt zu betrachten ist. 
(§ 8 H. N.)* 

Keine Anwendung finden auf den Ausländer die Bestim- 
mungen des § 3 H. N., betreffend den abgeleiteten oder mittel- 
baren Anspruch. 

Dies ergibt sich aus folgender Argumentation: Die Rechts- 
übertragung nach § 3 H. N. hat die Wirkung, dass die Nach- 
folger in dieselbe Rechtslage versetzt werden, wie wenn ihr 
Vorgänger den Heimatrechtsanspruch geltend gemacht hätte. 
War der Rechtsvorgänger Ausländer, so hätte er nur die 
Aufnahmszusicherung nach § 5 H. N. verlangen können; diese 
aber wäre nur wirksam geworden, wenn er das österreichische 
Staatsbürgerrecht erlangt hätte. Da aber hierüber die öster- 
reichische politische Behörde nach völlig freiem Ermessen, 
und ohne an irgend welche Ersitzungsansprüche gebunden zu 
sein, zu entscheiden hat, kann nachträglieh nicht mehr fest- 
gestellt werden, ob die politische Behörde dem Rechtsvorgänger 
die Aufnahme in den österreichischen Staatsverband bewilligt 
hätte, und ob mithin die etwa erlangte Heimatreohtszusiohe- 
rung wirksam geworden wäre. Infolge dessen können auch die 
Nachfolger einen heimatrechtlichen Ansprach naoh § 3 H. N. 
nicht erheben. Ebensowenig kann dies die ausländische 
Heimatgemeinde. 

Fraglich mag sein, ob die zweijährige Präclusivfrist des 
§ 4 H. N. auch auf den Ausländer Anwendung findet oder ob 
dieser bemüssigt ist, seinen Anspruch auf Aufnahmeausicherung 



* Die entgegengesetzte Ansicht Mayr's (S. 8) ist einfach indis- 
cutabel. Eine bedingte oder befristete Heimatzugehörigkeit wäre 
wohl die Caricatur eines Rechtes. 
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geltend zu machen, insolange er noch in der Aufenthalts- 
gemeinde verbleibt. Für die letztere Anschauung spricht 
allerdings der Wortlaut des Gesetzes, da die Vorschrift des 
§ 4 dem Buchstaben nach sich nur auf den österreichischen 
Staatsbürger bezieht. Man könnte also behaupten, es dürfe 
nicht angenommen werden, dass das Gesetz den Ausländer 
besser stellen wollte als den österreichischen Staatsbürger, 
indem es ersterem etwa eine unbegrenzte Frist der Geltend- 
machung einräumte, und dass mithin — da die Gleichstellung 
des Ausländers mit dem Inländer dem Gesetzeswortlaut wider- 
sprechen würde — jener Ausländer, welcher nach vollendeter 
zehnjähriger Ersitzungsfrist seine Aufenthaltsgemeinde frei- 
willig oder unfreiwillig gänzlich verlassen habe, ohne bis 
dahin seinen Anspruch geltend zu machen, von dieser Geltend- 
machung nun überhaupt präcludirt sei. 

Allein diese Anschauung würde zu dem unlösbaren 
Widerspruche führen, dass eine freiwillige Aufgabe des Auf- 
enthaltes nach vollendeter Ersitzung rücksichtlich des Aus- 
länders genau so unterbrechend wirken würde, wie eine in die 
Ersitzungsfrist fallende, und dass ein unfreiwilliges Verlassen 
der Aufenthaltsgemeinde, welches während der Ersitzungs- 
frist ja nur hemmende Wirkung hätte, nach Vollendung 
derselben die weit stärkere Wirkung einer Unterbrechung 
ausüben würde. Dieser Widerspruch wäre umso auffallender 
als ja auch die Inanspruchnahme der Armenversorgung seitens 
des Ausländers nach vollendeter Ersitzungsfrist den Zusiche- 
rungsanspruch desselben nicht mehr tangirt. Aus diesen 
Erwägungen müssen wir daher zu dem Resultate gelangen, 
dass trotz der Eingangsworte des § 4 die zweijährige „Nach- 
frist" dieser Gesetzesstelle auf den Ausländer ebenso An- 
wendung finde, wie auf den Inländer. 
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3. Capitel. 
Die österreichische Staatsbürgerschaft. 

Angesichts des engen Zusammenhanges, in welchem in 
mehrfacher Beziehung das Heimatrecht mit dem Staatsbürger- 
rechte steht, ist es für diese, auch praktischen Bedürfnissen 
Rechnung tragende Arbeit nothwendig, die Arten der Er- 
werbung und des Verlustes der österreichischen Staatsbürger- 
schaft zu besprechen, und anschliessend hieran wenigstens die 
wichtigsten Bestimmungen der einschlägigen ungarischen Gesetze 
zu citiren. 

Ein einheitliches Gesetz über den Erwerb und Verlust 
der österreichischen Staatsbürgerschaft ist bisher, obwohl ein 
solches bereits im Art. I des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
cember 1867, Nr. 142 R. G. Bl., angekündigt wurde, nicht 
erflossen. Die diesfölligen Rechtsquellen sind zerstreut in zahl- 
reichen Vorschriften aus älterer und jüngerer Zeit zu finden, 
wobei insbesondere darauf aufmerksam gemacht werden muss, 
dass die §§ 28 bis 31 a. b. G. B. nur mehr theilweise Geltung 
besitzen. 

A. Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, 

Gemäss der derzeit geltenden Normen wird die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft — von seltenen Ausnahmsfällen 
abgesehen — erworben: 

a) durch die Geburt, 

b) durch den Eintritt in einen öffentlichen Dienst, 

c) durch Rechtsfolge, 

d) durch förmliche Verleihung. 

Ad a) Den ehelichen Kindern eines österreichischen Staats- 
angehörigen ist die österreichische Staatsbürgerschaft durch 
die Geburt eigen, ebenso erlangen uneheliche Kinder einer 
österreichischen Staatsangehörigen die österreichische Staats- 
bürgerschaft durch die Geburt. 

Ad b) Was den Eintritt in einen öffentlichen Dienst 
betrifft, so ist unter einem solchen bloss ein wirklicher Staats- 
dienst und kein provisorischer oder anderer öffentlicher Dienst 
zu verstehen (Hofkanzleidecret vom 15. April 1828, J. G. S. 
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Nr. 2338). Der Kreis jener Personen, welche durch den 
Dienstantritt österreichische Staatsbürger werden können, ist 
daher weit enger als der Kreis jener Personen, welche gemäss 
§ 10 H. N. das Heimatrecht in der Gemeinde erlange», in 
welcher denselben ihr ständiger Amtssitz angewiesen wurde. 
(Siehe oben die Ausführungen über die „ Amtsheimat u .) Ins- 
besondere wird auch durch die Verleihung einer blossen 
Würde oder durch die Erlangung eines blossen Titels die 
österreichische Staatsbürgerschaft nicht erworben. 

Ad c) Im Wege der Rechtsfolge erwirbt die österreichische 
Staatsbürgerschaft : 

1. eine Ausländerin, welche einen österreichischen Staats- 
angehörigen ehelicht; 

2. die Ehegattin eines Ausländers, welcher das öster- 
reichische Staatsbürgerrecht erwirbt, wenn die Ehe nicht 
gerichtlich geschieden oder getrennt ist; 

3. das minderjährige eheliche Kind eines Ausländers, 
welcher das österreichische Staatsbürgerrecht erwirbt, falls dem 
Kinde nicht die fremde Staatsbürgerschaft vorbehalten wird; 

4. das minderjährige uneheliche Kind einer Ausländerin 
und eines österreichischen Staatsangehörigen, wenn es legi- 
timirt wird. 

Das eheliche Kind einer ausländischen Witwe, welche 
durch Wiederverehelichung mit einem Oesterreicher oder selb- 
ständig die österreichische Staatsbürgerschaft erwirbt, folgt 
darin der Mutter nicht. Desgleichen nicht das uneheliche Kind 
einer Ausländerin, welche durch Verehelichung mit einem 
Oesterreicher, der nicht der Vater des Kindes ist, oder welche 
selbständig die österreichische Staatsbürgerschaft erwirbt. 

Durch Adoption wird die österreichische Staats- 
bürgerschaft nicht begründet. 

Ad d) Was die förmliche Verleihung — zugleich die iu 
Rücksicht auf die H. N. wichtigste Erwerbungsart — betrifft, 
so muss behufs Vermeidung von Irrthümern vor Allem bemerkt 
werden j dass die im § 29 a. b. Gr. B. erwähnte Ersitzung des 
Staatsbürgerrechtes „durch einen in diesen Staaten vollendeten 
zehnjährigen, ununterbrochenen Wohnsitz* selbstverständlich 
gar nichts mit der Ersitzungsfrist der H. N. gemein hat und 
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dass überdies diese Vorschrift des a. b. G. B. durch das Hof- 
decret vom 1. März 1833, J. G. S. Nr. 2597, eine der Auf- 
hebung dieser Norm gleichkommende Modifikation erlitten hat. 
Der förmlichen Verleihung des Staatsbürgerrechtes muss dem- 
nach immer, auch wenn ein zehnjähriger Aufenthalt vorliegt, 
ein ausdrückliches Ansuchen vorausgehen, welches rücksichtlich 
minderjähriger Personen auch durch deren gesetzlichen Ver- 
treter gestellt werden kann. Die Erledigung dieses Ansuchens 
ist in allen Fällen in das Ermessen der Behörde gestellt, für 
welche ein eventueller zehnjähriger Aufenthalt allerdings als 
eine billigerweise zu berücksichtigende Anwartschaft zu gelten 
hat, was in Rücksicht auf die Normen der H. N. von Wich- 
tigkeit ist. 

Leider bietet das obcitirte, recht vormärzlich stilisirte 
Hofdecret vom 1. März 1833, welches noch immer Rechts- 
kraft besitzt, und der Min.-Erl. vom 31. Juli 1851, Z. 3876, 
der Behörde zahlreiche Anhaltspunkte, um aus subtilen 
Gründen das Staatsbürgerrecht zu verweigern. Jenes Hofdecret 
verlangt, abgesehen von der gewiss triftigen Einschränkung, 
dass der Bewerber keine Bestrafung wegen eines Verbrechens 
erlitten haben dürfe, überdies auch, dass derselbe sich „ruhig, 
den Gesetzen und Anordnungen der Behörde gehorsam und 
gut gesittet betragen habe und durch seine Aufführung und 
gezeigte Denkungsart niemals zu einem begründeten Verdachte 
oder einer Beschwerde Anlass gegeben habe" und der citirte 
Ministerialerlass sowie andere Vorschriften verlangen ausserdem 
noch „beruhigende Haltung in politischer Beziehung (!) a und 
„hinreichende Erwerbsfahigkeit". 

Es ist wohl zu hoffen, dass die politischen Behörden 
von diesen, ihrem Ermessen den weitesten Spielraum lassenden 
Einschränkungen nur einen, den modernen Zeitverhältnissen 
entsprechenden Gebrauch machen werden; andernfalls würde 
ja die gesetzlich gewährleistete Heimatzusicherung in zahl- 
reichen Fällen vereitelt, und wären die Bemühungen von 
Tausenden in Oesterreich ansässigen Fremden ganz zwecklos! 

Die Gesuche um Verleihung der Staatsbürgerschaft sind 
bei den politischen Behörden erster Instanz (in Städten mit 
eigenem Statut dem Gemeindeamte, sonst der Bezirkshaupt- 
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mannschaft) einzubiingen. Da diese Behörden die nöthigen 
Erhebungen zu pflegen haben, so entfällt auch für den Be- 
werber die Notwendigkeit, selbst den Nachweis seiner Er- 
werbsverhältnisse oder ein Leumundszeugniss beizubringen.* 

Nach der durch die politische Landesstelle erfolgten 
Aufnahme in den österreichischen Staatsverband bat der Auf- 
genommene bei der politischen Behörde erster Instauz den 
Staatsbürgereid zu leisten. Auch ohne diese Ablegung, welche 
übrigens bei Unmündigen ganz unterbleibt und von welcher 
bei weiblichen Bewerbern abgesehen werden kann, ist die 
Verleihung der Staatsbürgerschaft rechtswirksam. • 

Wider die durch die politische Landesstelle verweigerte 
Aufnahme ist die Berufung an das Ministerium des Innern zu- 
lässig; gegen dessen Entscheidung ist angesichts des freien 
Ermessens der Administrativbehörden in der Frage der Staats- 
bürgerrechtsverleihung die Beschwerde an den Verwaltungs- 
gerichtshof nur wegen Actenwidrigkeit oder mangelhaften 
Verfahrens zulässig. 

B. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

Die österreichische Staatsbürgerschaft wird verloren: 
a) durch die nach vorheriger Anmeldung der Aus- 
wanderung und behördlicher Bescheinigung des Austrittes aus 
dem Österreichischen Staatsverbande vollzogene Niederlassung 
im Auslande, 



* Es sei an dieser Stelle bemerkt, dass diese ständige Praxis 
der politischen Behörden auch den Gemeinden als Vorbild dienen 
kann. Mayr, dessen Anschauungen die Praxis des Wiener Magi- 
strates zu dirigiren scheinen, behauptet nämlich, der Bewerber um 
das Heimatrecht habe auch seine Erwerbsverhältnisse zu beschei- 
nigen. Abgesehen davon, dass dies in den allermeisten Fällen 
sowohl factisch als auch formell im Rahmen des Administratiwer- 
fahrens grosse Schwierigkeiten verursachen dürfte, steht dieser An- 
schauung auch die Fassung der H. N. entgegen. § 39, Z. ß des alten 
kaiserl. Patentes vom 24. April 1859 hat allerdings den Nachweis 
entsprechenden Besitzes oder Unterhaltes zur positiven Bedingung ge- 
macht. Hievon ist aber die H. N. abgewichen, indem sie eben nur 
die stattgehabte Inanspruchnahme der Armenversorgung als Unter- 
brechungsthatsache gelten lässt. Mayr greift also mit seinen Aus- 
führungen auf eine Norm des 59er Gesetzes zurück, welcher die H. N. 
direct entgegensteht. 
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b) durch freiwilligen Eintritt in fremden Staatsdienst 
ohne hiezu erhaltene besondere Bewilligung, 

c) durch selbständigen oder vom ehelichen Vater abge- 
leiteten Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft, 

d) durch Legitimation eines unehelich geborenen minder- 
jährigen Inländers seitens des ausländischen Vaters, 

e) durch Verehelichung einer Inländerin mit einem Aus- 
länder, 

f) durch Ausbürgerung des Ehegatten hinsichtlich der 
mit ihm in Ehegemeinschaft lebenden Ehegattin. 

Bemerkt sei, dass gemäss Art. IV des Staatsgrund- 
gesetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., die Frei- 
heit der Auswanderung nur mehr durch die Wehrpflicht 
beschränkt ist. Insoferne gibt es daher keine unbefugte Aus- 
wanderung, wie eine solche das Patent vom 24. März 1832 
kannte, sondern nur mehr ein Vergehen gegen die Wehr- 
vorschriften. Unter welchen Bedingungen und Modalitäten 
Personen, welche ihrer Wehrpflicht noch nicht oder nicht 
vollständig Genüge geleistet haben, sich ausbürgern können, 
ist im § 64 des Wehrgesetzes vom 11. April 1899, Nr. 41 
R. G. Bl., bestimmt. Durch die blosse Abwesenheit als solche 
geht das österreichische Staatsbürgerrecbt nicht verloren, 
und es muss insbesondere darauf aufmerksam gemacht werden, 
dass die Vorschrift des citirten '§' 64: „Die Auswanderung ist 
nur dann als vollzogen zu betrachten, wenn der Betreffende 
innerhalb eines Jahres aus der Monarchie in das Ausland 
mit der Absicht, dort seinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen, 
thatsächlich übersiedelt ist", mit dem Verluste des öster- 
reichischen Staatsbürgerrechtes gar nichts zu thun hat, viel- 
mehr bloss die Frage betrifft, ob der Betreffende die durch 
seine Entlassung aus dem Militärverbande unterbrochene 
Dienstzeit nachzutragen habe. 

C. Die Erlöschung des ungarischen Staatsbürgerrechtes. 

Die Verleihung des österreichischen Staatsbürgerrechtes 
an einen ungarischen Staatsangehörigen kann nur dann statt- 
finden, wenn das ungarische Staatsbürgerrecht des Bewerbers 
erloschen ist. Allerdings ist es möglich, dass ein und dieselbe 
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Person gleichzeitig sowohl das ungarische als das österreichische 
Staatsbürgerrecht besitze. Ist dies der Fall, so kann dieselbe 
eben ohneweiters das Heimatrecht in einer österreichischen 
Gemeinde im Weige der Ersitzung erlangen, daher diese 
Ausnahmsfälle hier nicht von weiterem Interesse für uns sind. 
Hingegen sollen die wichtigsten Bestimmungen der ungarischen 
Gesetzgebung hier Aufnahme finden. 

Die ungarische Staatsbürgerschaft erlischt (Gesetzes- 
artikel L vom Jahre 1879): 

1. durch Entlassung, . 

2. durch Behördebeschluss, 

3. durch Abwesenheit, 

4. durch Legitimirung, 

5. durch die Ehe. 

Entlassungsbehörde ist das ungarische Ministerium des 
Innern, bezw. der Banus von Croatien, Slavonien und Dal- 
matien. Bei wehrpflichtigen Personen bewilligt der gemeinsame 
Kriegsminister, bezw. der Landesvertheidigungsminister die Ent- 
lassung aus dem Heeresverbande. Derjenige, dem das österreichi- 
sche Staatsbürgerrecht in Aussicht gestellt worden ist, kann jeder- 
zeit aus dem ungarischen Staats verbände entlassen werden, wenn 
derselbe nachweist, dass er eigenberechtigt ist (bezw., das» sein 
gesetzlicher Vertreter die Zustimmung ertheilt hat), dass er mit 
keiner staatlichen oder* communalen Steuer im Rückstande, 
und dass gegen ihn keine strafrechtliche Untersuchung an- 
hängig ist. Ist diesen Vorschriften Genüge geschehen, und 
ist die betreffende Person nicht wehrpflichtig, so darf die 
Entlassung zur Friedenszeit überhaupt nicht verweigert werden. 
Dieselbe erstreckt sich stets auch auf die Gattin des ent- 
lassenen Mannes und auf die unter der väterlichen Gewalt 
stehenden minderjährigen Kinder, wenn diese ausserhalb der 
Grenzen der ungarischen Krone leben oder aus dem Lande 
ziehen. In der Entlassungsurkunde müssen Gattin und Kinder 
des Entlassenen, auf welche die Entlassung sich erstreckt, 
miterwähnt werden. 

Ein ungarischer Staatsbürger, der ohne Auftrag der 
ungarischen Regierung oder der österreichisch -ungarischen 
gemeinsamen Ministerien zehn Jahre hindurch ununterbrochen 
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ausserhalb der Grenzen des Ländergebietes der ungarischen 
Krone sich aufhält, verliert dadurch seine ungarische Staats- 
bürgerschaft. 

Die Zeit der Abwesenheit ist von jenem Tage an zu 
rechnen, an welchem der Betreffende das Gebiet Ungarns ver- 
lassen hat, ohne die Aufrechterhaltung seines ungarischen 
Staatsbürgerrechtes bei der competenten Behörde anzumelden ; 
oder, wenn er einen Pass besitzt, von jenem Tage, an welchem 
dieser abgelaufen ist. 

Die Continuität der Abwesenheit wird unterbrochen, wenn 
der Betreffende die Aufrechterhaltung seiner ungarischen 
Staatsbürgerschaft bei der competenten Behörde anmeldet oder 
sich einen neuen Pass oder von einem k. u. k. Consular- 
amte einen Aufenthaltsschein erwirbt oder sich in die Ma- 
trikel einer österreichisch-ungarischen Consulargemeinde ein- 
tragen lässt. 

Der auf die erwähnte Weise erfolgte Verlust der ungari- 
schen Staatsbürgerschaft erstreckt sich ebenso wie die Ent- 
lassung auf Gattin und minderjährige Kinder des Bewerbers.* 



* Auf die zahlreichen Details, betreffend die Erwerbung des 
österreichischen und Erlöschung des ungarischen Staatsbürgerrechtes, 
kann hier nicht eingegangen werden; siehe diesbezüglich Mayrhofer, 
„Handbuch für den politischen Verwaltungsdienst", 5. Auflage, 2. Bd., 
S. 921 ff. 



II. Abschnitt. 

Die Form der Geltendmachung. 

1. Capitel. 
Das Verfahren in der ersten Instanz. 

Der inländische, sowie der ausländische Bewerber hat 
sich zunächst, u. zw. in Wien, sowie in allen Städten, welche 
eine selbständige, das Meldungswesen besorgende Polizei- 
behörde besitzen, von dieser, anderwärts vom Gemeindeamte 
eine Bestätigung über den zehnjährigen freiwilligen und un- 
unterbrochenen Aufenthalt zu beschaffen. 

Die bezügliche Eingabe ist gemäss § 4 H. N. stempel- 
frei, doch muss auf derselben ausdrücklich bemerkt werden 
„zum Zwecke der Erhebung des Anspruches auf das Heimat- 
recht". Dem hierauf, u. zw. in Wien an das betreffende 
magistratische Bezirksamt, anderwärts an die unter verschieden- 
artigen Bezeichnungen fungirende Gemeindebehörde zu rich- 
tenden und gleichfalls gemäss § 4 H. N. stempelfreien Ge- 
suche des Inländers um ausdrückliche Aufnahme in den 
Heimatverband sind beizulegen: 

Der Heimatschein behufs Nachweises der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der Tauf- oder Geburtsschein behufs Nach- 
weises der erlangten Eigenberechtigung und die Aufenthalts- 
bestätigung.* 



* Wir haben bereits oben erwähnt, dass der Wiener Magistrat, 
u. zw. in seiner „Geschäftsanweisung zur Durchführung der Heimat- 
novelle" das Ansinnen stellt, dass der Anspruchsberechtigte auch seine 
wirthschaftliche Lage während des ganzen Zeitraumes der Ersitzung 
darlege und beglaubige, ja dass derselbe weiters den Beweis er* 
bringe, dass er während dieses Zeitraumes keine Freiheitsstrafe er- 
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Tauf- oder Geburtsscheine unterliegen einem Stempel 
von einer Krone; der Heimatschein ist für Dienstboten, 
Gesellen, Taglöhner, überhaupt Personen, die von einem 
den gewöhnlichen Taglohn nicht übersteigenden Verdienste 
leben, mit dem Betrage von 30 Hellern, für andere Personen 
mit einer Krone stempelpflichtig (Min.-Vdg. vom 17. Juli 
1857, Nr. 633 R. G. Bl.) Schriftliche Eingaben behufs Er- 
langung eines Heimat-, Tauf- oder Geburtsscheines sind stempel- 
frei, doch müssen dieselben gleichfalls den Vormerk „zum 
Zwecke der Erhebung des Anspruches auf das Heimatrecht" 
enthalten. 

Der Ausländer hat unter Hinweis auf seine bisherige 
Staatsbürgerschaft sein Gesuch um Zusicherung der Aufnahme 
in den Heimatverband in gleicher Weise zu belegen und dem- 
selben auch die Tauf- und Geburtsscheine seiner Gattin und 
minderjährigen Kinder, rücksichtlich welcher die Zusicherung 
der Aufnahme begehrt wird, anzuschliessen. 

Der Ausländer, beispielsweise der Ungar, welcher zufolge 
zehnjähriger Abwesenheit in Gemässheit des Gesetzartikels L 
des Jahres 1879 seine ungarische Staatsbürgerschaft verloren 
hat und deshalb auch nicht im Stande ist, einen Heimatschein 
beizubringen, hat dies in seiner Eingabe zu bemerken. Der 
Nachweis des Verlustes muss jedoch noch nicht in dieser 
Eingabe, sondern erst in dem an die politische Behörde zu 
richtenden Gesuche um Verleihung des österreichischen Staats- 
bürgerrechtes erbracht werden. 

Dass von Inländern keinerlei Taxen oder Gebühren für 
die Aufnahme in den Heimatverband erhoben werden dürfen, 
geht aus § 9 H. N. klar hervor. Ob jedoch für die Zusicherung 
der Aufnahme eines Ausländers, und die bezüglichen Ge- 
suche Gebühren, resp. Stempel zu entrichten sind, geht aus 
dem Gesetze durchaus nicht klar hervor. 



litten habe! Dieses Verlangen ist durchaus gesetzwidrig, und es 
ist zu erwarten, dass die politischen Behörden, eventuell der Ver- 
waltungsgerichtshof derartigen Auswüchsen in der Prakticirung der 
H. N. ein Ende bereiten werden. Allerdings werden kaum vor der 
zweiten Hälfte des Jahres 1901 die ersten Entscheidungen der politi- 
schen Behörden zu gewärtigen sein. 



- 47 - 

Nach unserer Ueberzeugung ist die Eingabe des Aus- 
länders um Zusicherung der Aufnahme stempelfrei und die 
Aufnahme selbst unbedingt als gebührenfrei zu behandeln, und 
zwar aus nachstehenden Gründen: 

Wie schon dargelegt, unterscheiden sich die bedingte 
Zusicherung der Aufnahme und die unbedingte Aufnahme in 
keinem Punkte, weicher das Verhältniss des Bewerbers zur 
Aufenthaltsgemeinde betrifft, vielmehr liegt das unter- 
scheidende Moment einzig und allein im Verhältnisse des aus- 
ländischen Bewerbers zu dem österreichischen Staate. Beiderlei 
Ansprüche aber stützen sich auf denselben § 2 H. N. Es wäre 
ganz widersinnig, dem Ausländer gegenüber einen communal- 
fiscalischen Standpunkt in einer Angelegenheit einnehmen zu 
wollen, in welcher der Fremde die Erfüllung der gleichen 
Bedingungen wie der Inländer nachzuweisen hat und in welcher 
für die Zusicherung der Aufnahme genau die gleiche ratio 
legis massgebend war, wie bei der directen Aufnahme. 

§ 9 H. N. Abs. 3 normirt die Freiheit von der Ent- 
richtung irgend welcher Taxe rücksichtlich des Inländers aller- 
dings mit den Worten: „Für die Aufnahme in den Heimat- 
verband, welche auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 
bis 4 dieses Gesetzes erfolgt, darf eine Gebühr nicht erhoben 
werden." Aber abgesehen davon, dass die Zusicherung der 
Aufnahme sich auf § 2 H. N. ja in erster Linie stützt, während 
§ 5 H. N. sich nur auf die abweichende Form, in welcher 
der Ausländer sein Recht geltend zu machen hat, bezieht, 
spricht die H. N. in positiver Weise nur an einer einzigen 
Stelle von der Erhebung einer Gebühr, u. zw. im § 9, Abs. 1. 

Gerade diese Gesetzesstelle kennt aber nur einen Fall 
der Gebühreneinhebung, d. i. den der freiwilligen Aufnahme. 
Die Zusicherung der Aufnahme gemäss § 5 H. N. steht aber 
in strengem Gegensatze zu der freiwilligen Aufnahme und . es 
wäre daher nicht einzusehen, warum der Ausländer, der kraft 
seiner Ersitzung den Anspruch auf die Zusicherung erworben 
hat, überdies genau solche Taxen zahlen sollte, wie jener 
Ausländer, der auf die freiwillige Aufnahme angewiesen ist. 
Ebenderselbe Standpunkt wurde auch vom Verwaltungsaus- 
schusse des Abgeordnetenhauses eingenommen. 
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In dem Berichte dieses Ausschusses (S. 16) heisst es: 
„Also nur für diesen Fall" — der Ersitznng — „soll die 
Einhebung einer Aufnahmsgebühr nicht gestattet sein, wohl 
aber für den Fall, wenn die ausdrückliehe Aufnahme nicht 
im Wege der Ersitzung geschieht, somit das Heimat- 
recht freiwillig von der Gemeinde verliehen wird. tf Aus 
welchem stichhältigen Grunde sollte auch den Ausländern die 
auf den qualificirten Aufenthalt gestützte Erwerbung des 
Heimatrechtes durch Gebühren erschwert werden? 

Da die H. N. weiters die Notwendigkeit eines Landes- 
gesetzes ausdrücklich auch nur rücksichtlich der Taxen für 
die „ freiwillige Aufnahme u vorschreibt, aber nicht einzusehen 
wäre, warum ein solches Landesgesetz nicht auch erforderlich 
sein würde, wenn es sich um Bestimmung von Taxen für die 
Aufnahme von Ausländern handeln sollte, so ergibt sich ans 
dieser Gesetzesstelle der Schluss, dass die H. N. an eine 
solche Gebühr überhaupt nicht gedacht hat. Wäre dem auders, 
so müsste dem Gesetzgeber ja unterschoben werden, dass der- 
selbe an die Möglichkeit gedacht hatte, die Taxe für Aus- 
länder kraft autonomen Gemeindebeschlusses festsetzen zu 
lassen.* Es läge dann in der Hand der Gemeindevertretungen, 
nur wohlhabenden Ausländern die Wohlthat des Heimatrechtes 
zukommen zu lassen, gerade die Bedürftigen aber von dem- 
selben auszuschliessen. Dies wäre aber nicht nur unvereinbar 
mit den Zwecken des Gesetzes, sondern auch speciell unver- 
einbar mit dem § 6 H. N., welcher im Gegensatz zu § 8 H. G. 
mit der autonomen Herrschaft der Gemeinde und mit deren 
Autokratie in Fragen des Heimatrechtes gebrochen hat. 

Wenn aber auch nur die, kraft des z. B. für Wien 
bereits erlassenen niederösterreichischen Landesgesetzes für 
die freiwillige Aufnahme, eingeführten Taxen auf den 
Ausländer Anwendung finden würden, der sich auf die zehn- 
jährige Ersitzungsfrist berufen kann, so wäre damit schon die 
Erwerbung des Heimatrechtes für Tausende ausländischer Be- 



* Eine Conclusion, welche Mayr in der That zu ziehen sich nicht 
scheut, obwohl anderseits die Frage, unter welchen Umständen Ge- 
meinden befugt sind, Gebühren einzugeben, nach der Reichsverfassung 
bloss von der Landesgesetzgebung zu entscheiden ist! 
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werber unmöglich gemächt oder höchstens die Consequenz 
herbeigeführt, dass die Gebühren wegen Vermögenslosigkeit 
der meisten Bewerber regelmässig nur auf dem Papier vor- 
geschrieben werden könnten und die Executionskosten den Ein- 
gang aus diesen Gebühren muthmasslich übersteigen würden! * 

§ 7 des diesbezüglichen Gesetzes vom 24. März 1900, 
Nr. 17 L. G. BL, lautet: 

„In Gemässheit des § 9 des Gesetzes vom 5. December 
1896, Nr. 222 R. G. BL, ist die Gemeinde (Wien) berechtigt, 
für die freiwillige Aufnahme in den Heimatverband eine Auf- 
nahmsgebühr einzuheben, welche für österreichische Staats- 
bürger höchstens 400 Kronen, für Personen, welche die 
österreichische Staatsbürgerschaft noch nicht haben, höchstens 
800 Kronen beträgt. 

Diese Gebühr fliesst in die Gemeindecassa." 

Die Abstufung der Aufnahmsgebühr ist derzeit für Aus- 
länder die folgende: 

Bei einem Aufenthalt bis zu 5 Jahren .... 800 Kronen 

.400 „ 

. 200 „ 

20 „ .... 80 „ 

40 „ 

Wenn diese Taxen, entgegen unserer Meinung, überhaupt 
auf ersessene Heimatrechtsansprüche von Ausländern An- 
wendung finden sollten, dürfte jedenfalls die wirkliche Dauer 
des Aufenthaltes, ohne Rücksicht auf den in Art. H H. N. 
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und über 20 Jahre . . . 



* § 9 H. N. kam in seiner gegenwärtigen Fassung auf Antrag 
des Abg. Adamek zustande (siehe Sten. Prot, des Abgeordnetenhauses, 
223. Sitzung der XI. Session vom 26. October 1896). Gerade Abg. 
Adamek aber sprach sich gegen jede directe oder indirecte Beschrän- 
kung oder Erschwerung der Ersitzung des Heimatrechtes aus! 

Auch sonst lehrt ein genaueres Studium der Protokolle des Ab- 
geordnetenhauses (XI. Session, 523. Sitzung, S. 26.764 ff.), insbesondere 
der Rede des Regierungsvertreters Baron Schwarzenau (S. 26.769 ff,), dass 
Regierung und Abgeordnetenhaus von der im Texte vertretenen Ansicht 
ausgingen, und dass am wenigsten aus der Nichtcitirung des § 5 H. N. 
im dritten Absätze des § 9 H. N. ein Schluss auf die Berechtigung 
zur Einhebung von Taxen für die Aufnahme von ersitzungsberechtigten 
Ausländern gezogen werden kann. 

Das ref. österr. Heimatrecht. \ 



-So- 
mit 1. Jänner 1891 festgesetzten Beginn der Ersitzungsfristen, 
für die Höhe der Gebühr massgebend sein. 

Es ist übrigens selbstverständlich, dass die Nichtentrichtung 
einer von der Gemeinde vorgeschriebenen Aufnahmsgebühr 
die Erwerbung des Heimatrechtes nicht hindern kann. Die 
bezügliche Taxe kann nur, wie jede andere Schuldigkeit an 
Gemeindegebühren, mittels der politischen Execution herein- 
gebracht werden. 

Die von dem Ausländer zum Zwecke der Erwerbung 
der österreichischen Staatsbürgerschaft zu überreichenden Ein- 
gaben sind stempelpflichtig. 

Eine Person, welche früher die ungarische Staatsbürger- 
schaft besass und die Entlassung aus dem ungarischen Staats- 
verbande, bezw. die Bestätigung des Verlustes derselben an- 
suchen und die österreichische Staatsbürgerschaft erwerben 
will, hat hiebei folgendermassen zu verfahren: 

Dieselbe hat das bereits im Abschnitte über das öster- 
reichische Staatsbürgerrecht erwähnte, mit vier Kronen zu 
stempelnde Gesuch um Verleihung dieses Rechtes einzu- 
bringen. 

Sie hat sodann ein in ungarischer Sprache abgefasstes Gesuch 
— welchem sechs Kronen in ungarischen Stempelmarken bei- 
zuschliessen sind — um Entlassung aus dem ungarischen 
Staatsverbande, bezw. um Bestätigung des Verlustes der un- 
garischen Staatsbürgerschaft an das königlich ungarische 
Ministerium des Innern zu richten. In diesem Gesuche sind 
die früher erwähnten Voraussetzungen der Entlassung, bezw. 
des Verlustes nachzuweisen. 

Ist diese Entlassungs-, bezw. Verlustbestätigung ertheilt, 
so folgt ein drittes mit einer Krone stempelpflichtiges Ge- 
such um definitive Aufnahme in den Staatsverband und 
Zulassung zur Ablegung des Staatsbürgereides. 

Hier sei übrigens bemerkt, dass es einzelne Staaten gibt 
(z. B. Russland und die Türkei), deren Angehörige auch ohne 
Nachweis der Entlassung in den österreichischen Staatsverband 
aufgenommen werden können. Doch zieht für Russen die Aus- 
bürgerung ohne Entlassungsbewilligung schwerwiegende Rechts- 
nachtheile, wie Confiscation des in Russland befindlichen Ver- 
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mögens etc., nach sich. Auf die Details kann hier nicht ein- 
gegangen werden; massgebend sind vor Allem die. Staats- 
verträge. 

2. Capitel. 
Das Rechtsmittelverfahren; 

Bezüglich der Rechtsmittel bestimmte § 41 H. G., dass 
gegen die in Heimatrechtsangelegenheiten ergangenen Ent- 
scheidungen der politischen Bezirksbehörde der Instanzenzug 
an die politische Landesstelle offen steht, gegen zwei gleich- 
lautende Entscheidungen eine Berufung an das Ministerium 
des Innern nicht stattfindet. Als politische Bezirksbehörde 
schreitet in den Städten mit eigenem Statut das betreffende Ge- 
meindeamt, in allen übrigen Gemeinden die Bezirkshaupt- 
mannschaft ein. 

In jenen Fällen, in denen nach dem H. G. die frei- 
willige Aufnahme durch die Gemeinde angestrebt wurde, fiel 
die Entscheidung begreiflicherweise stets der Gemeinde mit 
Ausschluss jedes Rechtszuges zu. 

Für den letzteren Fall wurde der bisherige Rechtszustand 
durch §§ 6 und 7 H.N. aufrechterhalten. Allein die H.N. hat 
auch die Ersitzung des Heimatrechtes als eine der Be- 
urtheilung der Gemeinde unterliegende Frage aufgefasst und 
demgemäss die Entscheidung über die auf Ersitzung begrün- 
deten Gesuche um Aufnahme, resp. Aufnahmszusicherung den 
Gemeinden zugewiesen. Unseres Erachtens dürfte sich diese 
Competenzvertheilung kaum als praktisch erweisen, da zahl- 
reiche kleinere Gemeinden nicht über entsprechendes Beamten- 
personal verfügen, um — selbst wenn die erforderliche Ob- 
jectivität vorausgesetzt wird — den mitunter recht compli- 
cirten Ersitzungsfällen gerecht zu werden.* 



* Dass sich schon bei Berathung des Gesetzes die Regierung 
der Gefährlichkeit dieser Bestimmung bewusst war, beweist die 
Aeusserung des Ministerpräsidenten Grafen Badeni (Stenogr. Protokolle 
des Abgeordnetenhauses XI. Session, S. 26.461), der die Anordnung 
des Gesetzes lediglich auf Opportunitäts- (lies, finanzielle) Rücksichten 
zurückführt. Vgl. di« zutreffenden Ausführungen bei Spiegel S. 179 ff. 

4* 
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Gegen die bezüglichen Entscheidungen der Gemeinde 
steht nach § 6 H. N. die Berufung an die vorgesetzte po- 
litische Behörde offen. 

Vorgesetzte politische Behörde ist für Städte mit eigenem 
Statut die tibergeordnete Landesstelle, für sonstige Gemeinden 
die Bezirkshauptmannschaft. 

Nach dem Gesetzeswortlaute scheint eine Berufung nur 
gestattet zu sein, wenn die Aufenthaltsgemeinde die Auf- 
nahme in den Heimatverband verweigert hat. Hiezu ist 
zunächst zu bemerken, dass unseres Erachtens im Falle einer 
derartigen Verweigerung nicht nur der einschreitende Private, 
sondern auch — mag dieser selbst auf die Beschwerdeführung 
verzichten — dessen bisherige Heimatgemeinde zur Berufung 
legitimirt sein dürfte. Denn da nach § 3 und 4 H. N. die 
bisherige Heimatgemeinde den Anspruch des einzelnen Staats- 
bürgers in abgeleiteter Weise geltend zu machen berechtigt 
ist, § 3 H. N. die bisherige Heimatgemeinde gegen die 
Nachlässigkeit oder Rechtsunkenntniss ihres gewesenen An- 
gehörigen zu schützen bezweckt und sie dieses Schutzes auch 
im angegebenen Falle bedarf, muss sich ihr Recht wohl auch 
auf den Instanzenzug erstrecken, selbst wenn sie an dem Ver- 
fahren in erster Instanz nicht betheiligt war. Dies gilt jedoch 
nicht für die Aufnahmszusicherung, weil diesbezüglich die 
Heimatgemeinde kein abgeleitetes Recht besitzt. 

Bereits in dem Absätze über den mittelbaren Anspruch 
auf das Heimatrecht wurde dargethan, dass dem das Subject 
des Heimatrechtes darstellenden Individuum unter Umständen 
gestattet sein muss, auch gegen jene Beschlüsse, wodurch 
seine Aufnahme in den Verband der Aufenthaltsgemeinde 
auf Ansuchen eines Ableitungs- oder Entledigungsberechtigten 
ausgesprochen wird, Berufung zu ergreifen; zur Vermeidung 
von Wiederholungen wird auf das dort Gesagte verwiesen. 

§ 6 H. N. enthält jedoch noch eine besondere Vor- 
schrift über das Rechtsmittelverfahren, eine eigene Art der 
Devolution. Wenn nämlich die Aufenthaltsgemeinde es unter- 
lässt, über den geltend gemachten Anspruch auf die Aufnahme 
in den Heimatverband, bezw. die Zusicherung derselben inner- 
halb einer Frist von sechs Monaten von der Einbringung des 
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Anspruchsgesuches an gerechnet, zu entscheiden, füllt die 
Entscheidung der vorgesetzten politischen Behörde zu. 

In Vorahnung jener Bestrebungen, die in der allgemeinen 
Einleitung bei Besprechung des Mayr'schen Werkes charakte- 
risirt wurden, hat das Gesetz auch für den Fall Vorsorge 
getroffen, dass die Aufenthaltsgemeinde die Erledigung der 
Heimatgesuche — deren ja in grösseren Orten eine reiche 
Zahl zu erwarten stand — sei es durch Verschulden oder 
ohne solches, verzögern sollte. Der Zeitraum von sechs Mo- 
naten ist wohl als ein solcher anzusehen, dass innerhalb des- 
selben auch complicirtere Heimatrechtsfölle zur Erledigung 
gelangen können. Ist dies nicht geschehen, so fällt die Ent- 
scheidung der vorgesetzten politischen Behörde, also in Städten 
mit eigenem Statut der Statthalterei, resp. Landesregierung, 
in den übrigen Gemeinden der Bezirkshauptmannschaft zu.* 

In welcher Weise wird im Falle des § 6 H. N., 1. Abs. 
die vorgesetzte politische Behörde zur Uebernahme der Acten 
und Fortsetzung des Verfahrens veranlasst? Jedenfalls ist der 
einschreitende Private zu einem darauf bezüglichen Ansuchen 
berechtigt, gewiss auch die bisherige Aufenthaltsgemeinde. 
Allein wir glauben, dass die vorgesetzte politische Behörde in 
jedem Falle, in dem sie von einer gesetzwidrigen Verzögerung 
der Entscheidung Kenntniss erlangt, es sei dies durch wen 
immer, das Recht und die Pflicht hat, diese Entscheidung an 
sich zu ziehen, dass es also einer besonderen Legitimation zur 
Provocirung eines derartigen Beschlusses überhaupt nicht be- 
darf. Dies dürfte schon in dem öffentlich-rechtlichen Charakter 



* Wenn Mayr, S. 39, behauptet, die Devolution trete nur ein, 
wenn der Aufenthaltsgemeinde „Saumseligkeit" in der Erledigung des 
Gesuches zur Last falle, so ist dies wieder nur eine Methode, das 
Gesetz ad absurdum zu führen. Wie sollte denn dieses besondere 
Requisit der Saumseligkeit festgestellt werden? Etwa durch einen 
neuen Administrativprocess ? 

Die Notwendigkeit des § 6 H. N., 1. Abs., spricht übrigens 
für die Richtigkeit unserer obigen Ansicht, dass es besser gewesen 
wäre, die Entscheidung über heimatrechtliche Ersitzungsansprüche von 
vorneherein den politischen Behörden zuzuweisen. Ueber die nahe- 
liegenden Consequenzen der gesetzlichen Vorschrift (absichtliche Nicht- 
erledigung der Gesuche durch die Aufenthaltsgemeinden behufs Ab- 
wälzung der Arbeits- und finanziellen Last) siehe Spiegel S. 193 ff 
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des Heimatrechtes und der im öffentlichen Interesse statnirten 
Ausnahmsvorschriffc des § 6 H. N. begründet erscheinen. 

Gegen den Beschluss, mit dem die vorgesetzte politische 
Behörde die Entscheidung an sich zieht, kann die Aufenthalts^ 
gemeinde den weiteren Instanzenzug wohl nicht betreten; 
denn abgesehen davon, dass eine derartige Beschwerdeführung 
den offensichtlichen Zweck des § 6 H. N. — die möglichst 
rasche Erledigung der Heimatrechtsgesuche — durch Ein- 
fügung einer Art von Competenzstreit vereiteln würde, hat 
die Aufenthalisgemeinde auch kein Interesse daran, über die 
Zuerkennung des Heimatrechtes selbst zu entscheiden, 
sondern nur daran, dass die Entscheidung ihren Rechten nicht 
zuwiderläuft; es bleibt ihr daher unbenommen, gegen eine 
ihrer Ansicht nach unrichtige Meritalentscheidung der politi- 
schen Behörde Beschwerde zu führen. 

Die Devolution nach § 6 H. N. wird — im Allgemeinen 
— gegenstandslos, sobald die Aufenthaltsgemeinde den Auf- 
nahms-, resp. Zusicherungsanspruch anerkennt. Die politische 
Behörde hat dann keinen Anlass mehr einzuschreiten, da ja 
die Gemeinde den Fremden auch jederzeit freiwillig aufnehmen, 
bezw. ihm die Aufnahme zusichern kann. Die zahlreichen 
Ausnahmen und die dadurch geschaffenen Complicationen ein- 
gehend zu behandeln, würde hier zu weit führen; es sei nur 
auf die vortreffliche Darlegung bei Spiegel, S. 199 ff., ver- 
wiesen, worin auch die Bedenklichkeit der ganzen gesetz- 
lichen Anordnung in unbestreitbarer Weise dargethan wird. 

Eine von der Aufenthaltsgemeinde nach Ablauf der sechs- 
monatlichen Frist enuncirte Abweisung des Ersitzungs- 
anspruches ist null und nichtig. Es bedarf dagegen keiner 
Berufung, vielmehr kann ohne weiters die politische Behörde als 
Devolutionsinstanz um Fällung der erstinstanzlichen Entschei- 
dung angegangen werden. 

Gegen die Entscheidungen der Bezirkshauptmannschaften 
ist stets der weitere Rechtszug an die obere Behörde, also 
die Landesstelle (Statthalterei oder Landesregierung) gestattet, 
gegen Entscheidungen der letzteren ein weiterer Rechtszug 
an das Ministerium des Innern nur dann, wenn die Entschei- 
dungen erster und zweiter Instanz von einander differiren. 
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Jedenfalls muss, wenn die Landesbehörde kraft Devolu- 
tion an Stelle einer Gemeinde mit eigenem Statut entschieden 
hat, der Recurs an das Ministerium stets zulässig sein, weil 
ja hier die Landesstelle die erste Instanz vertritt. Während 
also in diesem Falle nur zwei Instanzen mit der Angelegen- 
heit befasst sind, kann die Erledigung von Ersitzungsansprüchen 
unter Umständen auch vier Instanzen in Anspruch nehmen, 
wenn z. B. eine ländliche Gemeinde als erste Instanz ein- 
schreitet und ihre Entscheidung von der Bezirkshäuptmann- 
schaft oder Landesbehörde abgeändert wurde. 

Gegen instanzmässig nicht mehr anfechtbare Entscheidun- 
gen der politischen Behörden steht unter den im Gesetze vom 
22. October 1875, Nr. 36 R. G. BL ex 1876, normirten Bedin- 
gungen die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof offen. 

Ueber die Fristen, innerhalb deren in Heimatrechtsachen 
die Entscheidungen der politischen Behörden angefochten 
werden können, enthält die H. N. keine Bestimmung; es bleibt 
daher bei der allgemeinen Anordnung des Gesetzes vom 
12. März 1896, Nr. 101 R. G. BL, wonach die Frist zu Re- 
cursen (Berufungen) gegen Entscheidungen der politischen 
Bezirksbehörden (Bezirkshauptmannschaften, Aemter der Sta- 
tutargemeinden) 14 Tage, gegen Entscheidungen der Landes- 
behörden vier Wochen, von dem der Zustellung nachfolgenden 
Tage an gerechnet, beträgt. Ebenso gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes bezüglich der Stelle der Recurseinbringung, 
Rechtsmittelbelehrung etc. 

Für den Fall jedoch, als eine Gemeinde, sei es mit 
eigenem Statut oder ohne solches, im eigenen Wirkungskreise 
als erste Instanz entschieden hat und gegen diese Entschei- 
dung Berufung ergriffen wird, mangelt es an gesetzlichen 
Frist- und Formvorschriften. Auch die Praxis des Verwaltungs- 
gerichtshofes ist in analogen Fragen leider schwankend. Es 
wird daher jedenfalls ein Gebot der Vorsicht sein, derartige 
Berufungen innerhalb der 14-tägigen Frist, die auch für das 
Verfahren vor den politischen Behörden gilt, zu überreichen. 



Anhang I. Formularien. 



Vorbemerkung. 

Die hier gegebenen Formularien können selbstverständ- 
lich nur bei typischen Fällen ohne wesentliche Abänderung 
Anwendung finden. Insoweit von dem Bewerber besondere 
Umstände nachzuweisen sind, z. B. dass eine Abwesenheit 
von der Aufenthaltsgemeinde weder unterbrechend noch hem- 
mend wirken konnte, weil der Heimatberechtigte die nach- 
weisbare Absicht hatte, in die Aufenthaltsgemeinde wieder 
zurückzukehren etc. etc. können solche Ergänzungen ohne 
Schwierigkeiten in dem Rahmen der hier gegebenen Gesuchs- 
formularien untergebracht werden. 
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Formulare I. 

(Gesuch um amtliche Aufenthaltsbestätigung.) 
Stempelfrei. 
(Zur Geltendmachung des Anspruches auf das Heimatrecht.) 

Löbliche k. k. Polizei-Direction! 

(Löbliches Gemeindeamt der Marktgemeinde K.!) 

Ich endesgefertigter Anton Schmidt, Schlossergehilfe, ge- 
bürtig zu Brunn, geboren am 3. December 1864, ledig, der- 
zeit ( gasse Nr.. . .) wohnhaft, habe mich seit dem 

3. März 1890 freiwillig und ununterbrochen in .... aufge- 
halten und innerhalb dieses Zeitraumes nachstehende Woh- 
nungen benützt, u. zw.: (folgt die Angabe der Wohnungs- 
adressen, soweit der Bewerber dieselben anzuführen im 
Stande ist). 

Ich stelle die Bitte um amtliche Bestätigung meines 
mehr als zehnjährigen, freiwilligen und ununterbrochenen Auf- 
enthaltes in 

Unterschrift. 

Von aussen. 

An die löbliche k. k. Polizei-Direction! 
(An das löbliche Gemeindeamt !) 

Anton Schmidt etc. 

bittet um amtliche Bestätigung 
seines mehr als zehnjährigen, 
freiwilligen und ununterbrochenen 
Aufenthaltes in 
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Formulare II. 

(Gesuch eines Inländers um Aufnahme in den Heimatverband auf 

Grund des § 2 H. N.) 
Stempelfrei. 
(Zur Geltendmachung des Anspruches auf das Heimatrecht.) 

Löbliches magistratisches Bezirksamt! 

A Laut Amtsbestätigung A der k. k. Polizei-Direction 

in Wien wohne ich seit dem 3. März 1890, also seit 

mehr als zehn Jahren freiwillig und ununterbrochen in 

Wien. 
B Laut Tauf-(Geburts-)scheines B bin ich am 3. De- 

cember 1864 in Brunn geboren und wurde ich mithin 

am 3. December 1888 eigenberechtigt. 
C Laut Heimatscheines G bin ich österreichischer 

Staatsbürger. 

Ich stelle die Bitte um ausdrückliche Aufnahme in den 
Heimatverband der Gemeinde Wien.* 

Von aussen. 

An das magistratische Bezirksamt für den... Bezirk 
der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt 

Wien! 

Anton Schmidt, etc. 

bittet um Aufnahme in den Hei- 
matverband der Gemeinde Wien. 



* Sollte die k. k. Polizei-Direction Wien dem Bewerber die Amts- 
bestätigung nur so ertheilt haben, dass beispielsweise ein gewisser 
Zeitraum, welcher in die zehnjährige Ersitzungsfrist fällt, durch diese 
Bestätigung nicht gedeckt erscheint, so wird der Bewerber den Nach- 
weis darüber zu liefern haben, dass er innerhalb dieser Zwischenzeit 
etwa unfreiwillig abwesend war und der Lauf der Ersitzungsfrist 
daher nur gehemmt wurde, oder dass die betreffende Abwesenheit 
überhaupt gemäss § 2, Abs. 3 oder 4 H. N. auf die Ersitzungsfrist 
nicht eingewirkt habe u. s. w. Nach der derzeitigen Praxis des Wiener 
Magistrates müsste obiges Gesuch überdies etwa den folgenden Passus 
enthalten: „Innerhalb meines zehnjährigen Aufenthaltes war ich stets 
als Schlossergehilfe beschäftigt und im Dienste bei nachstehenden 
Schlossermeistern , weshalb eine Inanspruchnahme der öffent- 
lichen Armenversorguog meinerseits nicht erfolgte." 
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Formulare III. 

(Gesuch des Ausländers um Zusicherung der Aufnahme in den Heimat- 
verband auf Grund der §§ 2 und 5 H. N.) 

NB. Stempelfreiheit derzeit zweifelhaft! 

Löbliches Gemeindeamt! 

A Laut Amtsbestätigung A der k. k. Polizei- 

Direction wohne ich seit dem also 

seit mehr als zehn Jahren freiwillig und ununter- 
brochen in 

B Laut Tauf- (Geburts-) Scheines B bin ich am 

in beglaubigter 2. August 1865 in Temesvar geboren und war 
ueberaetzung. daher am 2. August 1889 eigenberechtigt. 

Ich bin kraft meiner Geburt in Temesvar 
heimatberechtigt und ungarischer Staatsbürger 
gewesen, habe aber mit dem löten Lebensjahre 
Ungarn verlassen, ohne dortbin zurückzukehren, 
wie dies aus der sub A erliegenden Aufenthalts- 
bestätigung hervorgeht. 

Ich habe demnach die ungarische Staats- 
bürgerschaft verloren. 

Den Heimatschein der Gemeinde Temesvar 
bin ich nicht vorzulegen in der Lage, da die ge- 
nannte Gemeinde mir die Ausfolgung eines solchen 
verweigert. 
C Unter Anschluss des Trauungsscheines C und 

D, E der Tauf- (Geburts-) scheine D und E meiner 
beiden minderjährigen ehelichen Kinder stelle ich 

die Bitte, mir, meiner Gattin und meinen 

minderjährigen Kindern die Aufnahme in 

den Heimatverband der Gemeinde für den 

Fall der Erlangung der österreichischen Staats- 
bürgerschaft zuzusichern. 

(Unterschrift.) 
Von aussen. 

An das löbliche Gemeindeamt 

N. N. etc 

bittet um Zusicherung der Auf- 
nahme in den Heimatverband. 
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Formulare IV. 

(Gesuch des Ausländers an die k. k Statthalterei um Aufnahme 

in den österreichischen Staatsverband.) 

4 Kronen Stempel. 

Hohe k. k Statthalterei! 

A Laut Tauf- (Geburts-) Scheines A bin ich am 2. August 
1865 in Temesvar als Sohn des Koloman ge- 

J5 boren; laut des Heimatscheines B meines bereits ver- 
storbenen Vaters war ich eben dahin zuständig und 

G ungarischer Staatsbürger. Laut der Aufenthaltsbestätigung C 

der Gemeinde habe ich mich in dieser Gemeinde 

durch mehr als zehn Jahre ununterbrochen aufgehalten und 
hiedurch gemäss des Gesetzartikels L des Jahres 1879 
die ungarische Staatsbürgerschaft verloren. 

D . Laut des Gewerbescheines D übe ich das Schneider- 
gewerbe aus und lebe in geordneten Verhältnissen. 

E Laut des Decretes E hat mir die Gemeinde. ..... 

die Aufnahme in ihren Heimatverband für den Fall der 
Erlangung des österreichischen Staatsbürgerrechtes zuge- 
sichert. 

Ich beantrage, die erforderlichen Recherchen über 
meinen guten Leumund und meine Erwerbsverhältnisse 
zu pflegen und stelle die Bitte: 

Die hohe k. k. Statthalterei wolle mir nach erfolgter 
Bestätigung des Verlustes des ungarischen Staatsbürger- 
rechtes das österreichische Staatsbürgerrecht verleihen. 

(Unterschrift.) 
Von aussen. 

An die k. k. Statthalterei 

N. N 

um Verleihung des österreichi- 
schen Staatsbürgerrechtes. 

Anmerkung. Dieses Gesuch kann auch hei der politischen Be- 
hörde erster Instanz (Bezirkshauptmannschaft, eventuell Stadtmagistrat) 
eingebracht werden, welche es an die Landesstelle weiterleitet. 
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Formulare V. 

(Gesuch um Bestätigung des Verlustes der ungarischen Staatsbürger- 
schaft.) In ungarischer Sprache! 

6 Kronen in ungarischen Stempelmarken beizulegen. 

Hohes königl. ungar. Ministerium des Innern! 

A Laut Tauf- (Geburts-) Scheines A bin ich am 

3. März 1865 in Temesvar geboren; laut Heimat- 

B Scheines B meines am . . . . verstorbenen Vaters 

war ich kraft meiner Geburt in Temesvar heimatberechtigt 
und ungarischer Staatsbürger. 

C Ich habe jedoch laut Aufenthaltsbestätigung C 

Ungarn in meinem 15. Lebensjahre verlassen und seither 
ständig in der Österreichischen Gemeinde .... gewohnt. 
Da meine Abwesenheit von Ungarn mithin auf keine 
Weise unterbrochen worden ist, habe ich gemäss Gesetz- 
artikels L des Jahres 1879 die ungarische Staatsbürger- 
schaft verloren. 

D Laut sub D erliegenden Bescheides der k. k. Statt- 

halterei in .... wurde mir die vorläufige Zusicherung 
der Aufnahme in den Österreichischen Staatsverband 
bewilligt. 

Ich stelle nunmehr die Bitte, das hohe königl. ungar. 
Ministerium des Innern wolle mir eine Bestätigung des 
Verlustes der ungarischen Staatsbürgerschaft ertheilen.* 

(Unterschrift.) 
Von aussen: 

An das hohe königl. ungarische Ministerium des 

Innern, Budapest. 

N. N 

um Bestätigung des Verlustes 
der ungarischen Staatsbürger- 
schaft. 



* Wer ebendieselben Documente als Beilagen für Gesuche be- 
nöthigt, welche bei verschiedenen Behörden zu überreichen sind, muss 
sich notariell oder gerichtlich beglaubigte Abschriften anfertigen lassen. 



- 62 



Formulare VI. 

(Gesuch um definitive Verleihung des österreichischen Staatsbürger- 
rechtes.) 

1 Krone Stempel. 

Hohe k. k. Statthalterei! 



Unter Hinweis auf den h. ä. Erlass vom , ( 

Zahl , womit mir für den Fall der Entlassung 

aus dem ungarischen Staatsverbande das österreichische 
Staatsbürgerrecht zugesichert wurde, stelle ich unter 
A Anschluss des Decretes A des königl. ungarischen Mini- 
steriums des Innern, laut dessen mein ungarisches Staats- 
bürgerrecht erloschen ist, die Bitte: 

Die hohe k. k. Statthalterei wolle mir nunmehr das 
österreichische Staatsbürgerrecht verleihen und mich zur 
Ablegung des Staatsbürgereides zulassen. 

(Unterschrift.) 

Van aussen: 

An die k. k. Statthalterei .... 

N. N 

um definitive Verleihung des 
Österreichischen Staatsbürger- 
rechtes. 



NB. Auch hier gilt das in der Anmerkung zu Form. IV Gesagte. 
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Formulare VII. 

(Note* der Heimatgemeinde X an die Aufenthaltsgemeinde Wien.) 

Das gefertigte Gemeindeamt des Marktes X bringt 
zur Kenntniss, dass der bisher dahin zuständige Johann 
Moser, Schneider, geboren am 1. April 1860,, sich seit 
A dem 24. August 1889 laut der in A erliegenden Amts- 
bestätigung der k. k. Wiener Polizei-Direction freiwillig 
und ununterbrochen in der dortigen Gemeinde aufge- 
halten hat. 

Es wird daher gemäss § 3 des Gesetzes vom 5. De- 
cember 1896, Nr. 105 R. G. BL, das Ansuchen gestellt, 
den J. Moser in den dortigen Heimatverband aufzu- 
nehmen und hievon die gefertigte Gemeinde zu ver- 
ständigen. 

Gemeindeamt X. 



* Da Gemeinden im Verhältnisse der Gleichberechtigung stehen, 
so sind Ansuchen derselben nicht in Form eines Gesuches, sondern 
einer Note zu richten. 
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Formulare VIII. 

(Note der Gemeinde M an die Aufenthaltsgemeinde Brunn.) 

Das gefertigte Gemeindeamt der Stadt M bringt 
zur Kenntniss, dass der bisher dahin zuständige Friedrich 
Müller, Schuhmacher, geboren am 11. Mai 1864, sich 
A seit August 1880 bis 2. Jänner 1901 laut der sub A 
erliegenden Amtsbestätigung freiwillig und ununterbrochen 
dortselbst aufgehalten hat. 

An diesem Tage hat Friedrich Müller das dortige 
B Gemeindegebiet freiwillig verlassen und laut Zuschrift B 
der Stadtgemeinde Stockerau in diesem Orte seinen 
selbständigen Wohnsitz genommen. 

Gemäss der §§ 3 und 4 des Gesetzes vom 5. De- 
cember 1896, Nr. 105 R. G. BL, wird nun das ergebene 
Ansuchen gestellt, den Friedrich Müller in den Heimat- 
verband der Gemeinde Brunn aufzunehmen und das 
gefertigte Gemeindeamt hievon zu verständigen. 



Gemeindeamt M. 
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Formulare IX. 

(Gesuch zur Geltendmachung des abgeleiteten Heimatrechtanspruches 

gemäss § 3 H. N.) 
Stempelfrei. 

An das löbliche magistratische Bezirksamt für 

den . . % . . Bezirk! 

A Josef Heller, Kaufmann, hat laut Amtsbestätigung A 

vom 1. Jänner 1891 bis 2. Jänner 1901 sich ununter- 
brochen und freiwillig in Wien aufgehalten. Derselbe 
hat sohin gemäss § 2 H. N. den Anspruch auf aus- 
drückliche Aufnahme in den Heimatverband der Ge- 
meinde Wien erworben. 

B Laut Todtenscheines B starb nun Josef Heller am 

C 6. Jänner 1901 und hinterliess laut Taufscheines C den 
am 3. Mai 1889 ehelich geborenen Sohn Paul. 

Paul Heller ist daher berechtigt, als Nachfolger im 
Heimatrechte den von seinem Vater Josef Heller gemäss 
§ 3 H. N. abgeleiteten Heimatrechtsanspruch geltend 
zu machen. 

D Als laut Decretes D bestellter Vormund des minder- 

jährigen Paul Heller bitte ich nun um Aufnahme meines 
Mündels Paul Heller in den Heimatverband der Ge- 
meinde Wien. 

Unterschrift. 

Von aussen: 

An das löbliche magistratische Bezirksamt für den 

Bezirk 

Wien. 

Richard Müller 
als Vormund des minderjährigen Paul Heller 

um Aufnahme seines Mündels 
in den Heimatverband gemäss 
§ 3 H. N. 



Das ref. Osten*. Heimatrecht. 



Anhang IL Die Gesetze vom 3. December 1863 
und 5. December 1896, betreffend die Regelung 

der Heimatverhältnisse. 

A. Gesetz vom 3. December 1863, * 

betreffend die Regelung der Heimatverhältnisse. 

Wirksam für Böhmen, Dalmatien, Galizien mit Krakau, Oesterreich 

unter und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain und die 

Bukowina, Mähren, Schlesien, Tirol, Vorarlberg, Görz und Gradiska, 

Istrien und die Stadt Triest mit ihrem Gebiete. 

In Ausführung des Artikels II des Gesetzes vom 5. März 
1862 (Nr. 18** R. G. ßl.) finde Ich zur Regelung der Heimat- 
verhältnisse in den Königreichen und Ländern, für welche dieses 
Gesetz gilt, mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes 
Nachstehendes festzusetzen : 

I. Abschnitt. 

Allgemeine Bestimmungren« 

§ 1. Das Heimatrecht in einer Gemeinde gewährt in 
derselben das Recht des ungestörten Aufenthaltes und den 
Anspruch auf Armenversorgung. 

§ 2. Nur Staatsbürger können das Heimatrecht in einer 
Gemeinde erwerben. 



* Nr. 105 R. G. Bl. 1863, Stück XLIÜ. — Ausgegeben am 
10. December 1863. 

** Dieser Artikel lautet: 

Jeder Staatsbürger soll in einer Gemeinde heimatberechtigt 
sein. — Die Heimatverhältnisse werden durch ein besonderes Reichs- 
gesetz bestimmt. 
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Jeder Staatsbürger soll in einer Gemeinde heimatberech- 
tigt sein. Das Heimatrecht kann ihm aber nur in Einer 
Gemeinde zustehen. 

§ 3. Das Heimatrecht erstreckt sich auf den ganzen 
Umfang des Gemeindegebietes. 

Wird daher eine Gemeinde mit einer anderen zu Einer 
Gemeinde vereinigt oder durch Einverleibung eines Theiles 
einer anderen Gemeinde erweitert, so wird das Heimatrecht, 
welches bisher nur in einem Theile der in solcher Weise 
vergrösserten Gemeinde zustand, auf den ganzen Umfang der 
letzteren von selbst ausgedehnt. 

§ 4. Wird eine Gemeinde in zwei oder mehrere Ge- 
meinden getrennt oder mit einem Theile einem anderen 
Gemeindegebiete einverleibt, so sind die Heimatberechtigten 
dieser Gemeinde mit allen ihnen im Heimatrechte folgenden 
Personen jener Gemeinde als heimatberechtigt zuzuweisen, 
welche in dem Besitze desjenigen Gebietes ist, in dem sie 
zur Zeit der Trennung, bezw. Einverleibung wohnten, 
oder, falls sie sich zu dieser Zeit in der Gemeinde nicht 
mehr aufhielten, ' vor ihrem Abzüge aus derselben zuletzt 
gewohnt hatten. 

Insoweit die Zuweisung nicht nach diesen Bestimmungen 
durchgeführt werden kann, ist für dieselbe der Wohnsitz 
massgebend, den Derjenige, welchem die Zuzuweisenden im 
Heimatrechte folgten, zuletzt in der Gemeinde hatte. 

Heimatberechtigte, bei welchen auch dieser Anhaltspunkt 
fehlt, sind, insoferne nicht zwischen den betreffenden Ge- 
meinden eine Vereinbarung zustande kommt, einer dieser 
Gemeinden durch die politische Behörde zuzuweisen. 

IL Abschnitt. 

Von der Begründung, Veränderung und dem Verluste des 

Heimatrechtes. 

§ 5. Das Heimatrecht wird begründet: 

1. durch die Geburt (§ 6), 

2. durch die Verehelichung (§ 7), 

3. durch die Aufnahme in den Heimatverband (§§ 8 — 9), 

4. durch die Erlangung eines öffentlichen Amtes (§ 10). 

5* 
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§ 6. Eheliche Kinder erlangen in jener Gemeinde das 
Heimatrecht, in welcher der Vater zur Zeit ihrer Geburt 
heimatberechtigt ist, oder, falls er früher verstorben, zur Zeit 
seines Ablebens heimatberechtigt war. 

Uneheliche Kinder sind in jener Gemeinde heimatberech- 
tigt, in welcher ihrer Mutter zur Zeit der Entbindung das 
Heimatrecht zusteht. 

Legitimirte Kinder, insoferne sie nicht eigenberechtigt 
sind, werden in jener Gemeinde heimatberechtigt, in welcher 
ihr Vatfer zur Zeit der stattfindenden Legitimation das Heimat- 
recht besitzt. 

Durch Annahme an Kindesstatt oder Uebernahme in die 
Pflege wird das Heimatrecht nicht begründet. 

§ 7. Frauenspersonen erlangen dureh die Verehelichung 
das Heimatrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Ehegatte 
heimatberechtigt ist. 

(Die §§ 8, 9 und 10 sind durch Art. I des Gesetzes 
vom 5. December 1896, Nr. 222 R. G. Bl. [s. Seite 77], auf- 
gehoben und treten an deren Stelle die Bestimmungen der 
§§ 1 bis 10 des citirten Gesetzes.) 

§ 11. Bei Veränderungen in dem Heimatrechte folgt die 
Ehefrau, insoferne sie nicht gerichtlich geschieden ist, dem 
Ehemanne und sie behält auch als Witwe das Heimatrecht 
in jener Gemeinde, in welcher der Gatte zur Zeit seines 
Ablebens heimatberechtigt war. 

Gerichtlich geschiedene oder getrennte Ehefrauen be- 
halten das Heimatrecht, welches sie zur Zeit der gerichtlichen 
Scheidung oder Trennung hatten. 

Wird eine Ehe für ungiltig erklärt, so tritt die Frauens- 
person, die in dieser Ehe gestanden war, in jene Heimat- 
verhältnisse zurück, in welchen sie sich bis zum Eingehen 
der Ehe befunden hat. 

§ 12. Bei Veränderungen in dem Heimatrechte der 
Eltern folgen eheliche und legitimirte Kinder dem Vater und 
uneheliche der Mutter, wenn sie nicht eigenberechtigt sind. 

Die eigenberechtigten Kinder bleiben aber in jener Ge- 
meinde heimatberechtigt, in welcher sie bei Erlangung der 
Eigenberechtigung heimatberechtigt waren. 
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Uneheliche Kinder, welche bei der Verehelichung ihrer 
Mutter nicht legitimirt werden, behalten, wenn ßie auch zur 
Zeit dieser Verehelichung nicht eigenberechtigt sind, das 
Heimatrecht, welches sie bis dahin hatten. 

§ 13. Der Tod des ehelichen Vaters oder der unehelichen 
Mutter ändert nichts an dem Heimatrechte der Kinder. 

§ 14. Militärpersonen werden bezüglich des Heimat- 
rechtes, welches ihnen bei ihrem Eintritte in den Militärdienst 
und nach ihrem Austritte aus demselben zusteht, nach dem 
gegenwärtigen Gesetze beurtheilt. 

§ 15. Wer die Staatsbürgerschaft verliert, wird seines 
Heimatrechtes dadurch verlustig. 

§ 16. Sollte eine Person, welch« die Staatsbürgerschaft 
verloren hat, infolge von Staatsverträgen wieder übernommen 
werden müssen, oder sollte sie in den österreichischen Staat, 
um daselbst zu verbleiben, wiederkehren und kann deren 
Uebernahme von einem anderen Staate nicht erzielt werden, 
so tritt sie in das Heimatrecht zurück, welches ste vor dem 
Verluste der Staatsbürgerschaft hatte. 

§ 17. Das Heimatrecht in einer Gemeinde erlischt durch 
die Erwerbung des Heimatrechtes in einer anderen Gemeinde. 

Die Verzichtleistung auf das Heimatrecht ist ohne Wir- 
kung, so lange nicht der Verzichtleistende anderwärts ein 
Heimatrecht erworben hat. 

III. Abschnitt. 
Von der Behandlung der Heimatlosen« 

§ 18. Heimatlose, d. i. solche Personen, deren Heimat- 
recht zur Zeit nicht erweislich ist, werden nach den Bestim- 
mungen der folgenden Paragraphen einer Gemeinde zuge- 
wiesen, in welcher sie so lange als heimatberechtigt zu be- 
handeln sind, bis das ihnen zustehende Heimatrecht ausgemittelt 
ist oder bis sie anderswo ein Heimatrecht erworben haben. 

§ 19. Die Heimatlosen sind in nachstehender Reihen- 
folge zuzuweisen: 

1. derjenigen Gemeinde, in welcher sie sich zur Zeit 
ihrer Abstellung zum Militär oder ihres freiwilligen Eintrittes 
in dasselbe befunden haben; 
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2. derjenigen Gemeinde, in welcher sie sich vor dem 
Zeitpunkte des zur Frage gekommenen Heimatrechtes am 
längsten, wenigstens aber ein halbes Jahr ununterbrochen und 
bei gleichem Aufenthalte in zwei oder mehreren Gemeinden 
zuletzt, nicht unfreiwillig aufgehalten haben; 

3. derjenigen Gemeinde, in welcher sie geboren sind; 
oder bei Findlingen, in welcher sie aufgefunden wurden ; oder 
bei solchen in der Verpflegung einer öffentlichen Findelanstalt 
stehenden oder gestandenen Personen, deren Geburts- oder 
Fundort unbekannt ist, in welcher sich diese Anstalt befindet; 

4. derjenigen Gemeinde, in welcher sie zur Zeit des 
zur Frage gekommenen Heimatrechtes angetroffen werden. 

§ 20. Die Ehefrau eines Heimatlosen ist derjenigen 
Gemeinde zuzuweisen, welcher ihr Ehemann zugetheilt wird, 
vorausgesetzt, dass sie mit diesem in Gemeinschaft lebt. 

Dagegen sind die Ehefrauen der Heimatlosen, bei welchen 
diese Bedingung nicht eintritt, sowie die Witwen derselben 
nach den Bestimmungen des § 19 zuzutheilen, insoferne sie 
nicht bereits ein Heimatrecht erworben haben. 

§ 21. Die nicht eigenberechtigten Kinder der Heimat- 
losen sind in jener Gemeinde zuzutheilen, welcher ihr Vater 
und bei unehelichen oder auch bei ehelichen, deren Vater 
verstorben ist, ihre Mutter zugewiesen wird, vorausgesetzt, 
dass sie mit dem Vater und bezüglich mit der Mutter in 
Gemeinschaft leben. 

Die eigenberechtigten, die mit ihrem Vater und bezüglich 
mit ihrer Mutter nicht in Gemeinschaft lebenden nicht eigen- 
berechtigten, sowie die von beiden Eltern verwaisten Kinder 
der Heimatlosen sind nach den Bestimmungen des § 19 zuzu- 
weisen, wenn sie nicht bereits ein Heimatrecht erworben haben. 

IV. Abschnitt. 
Ton der der Gemeinde obliegenden Armenversorgrung« 

§ 22. In den Einrichtungen und Verpflichtungen der 
bestehenden Armen- und Wohlthätigkeits -Anstalten und 
Stiftungen wird durch das gegenwärtige Gesetz nichts geändert. 

Soweit die Armenversorgung in der Gemeinde die 
Pflichten und Mittel dieser Anstalten und Stiftungen über- 
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steigt, ist es Aufgabe der Gemeinde, ihre Heimatberechtigten 
im Verarmungsfalle zu unterstützen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es unbenommen, Ein- 
richtungen zu treffen, wodurch den Gemeinden die ihnen 
gesetzlich obliegende Verpflichtung der Armenversorgung er- 
leichtert wird. 

§ 23. Diese Obliegenheit der Gemeinde besteht auch nur 
insoweit, als nicht dritte Personen nach dem Civilrechte oder 
nach anderen Gesetzen zur Versorgung des Annen ver- 
pflichtet sind. 

Sind diese Personen vermögend, ihre Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, so sind sie im Weigerungsfalle hiezu im gesetz- 
mäßigen Wege zu verhalten; inzwischen hat aber die Ge- 
mßinde die Versorgung zu übernehmen, vorbehaltlich des 
Rechtes, den Ersatz des gemachten Aufwandes von dem 
hiezu Verpflichteten zu verlangen. 

§ 24. Die der Gemeinde obliegende Armenversorgung 
beschränkt sich auf die Verabreichung des notwendigen 
Unterhaltes und die Verpflegung im Falle der Erkrankung. 

Die Armenversorgung der Kinder begreift auch die Sorge 
für deren Erziehung. 

§ 25. Die Art und Weise der Armenversorgung bestimmt 
innerhalb der bestehenden Gesetze die Gemeinde. 

Der Arme kann eine bestimmte Art der Unterstützung 
nicht verlangen. 

§ 26. Die Armenversorgung von Seite der Gemeinde 
tritt auch nur insoweit ein, als sich der Arme den not- 
wendigen Unterhalt nicht mit eigenen Kräften zu verschaffen 
vermag. 

Arbeitsfähige Bewerber um Armenversorgung sind zur 
Leistung geeigneter Arbeit nötigenfalls zwangsweise zu ver- 
halten. 

§ 27. Die Versorgung der nach § 19 sub 1 zugewiesenen 
Personen im Verarmungsfalle haben sämmtliche Gemeinden 
des Stellungsbezirkes, welchem dieselben zugute gerechnet 
wurden, zu übernehmen. 

Den Gemeinden gebührt aus Landesmitteln die Ver- 
gütung des Aufwandes für die Armenversorgung derjenigen 
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Personen, welche denselben vermöge ihrer Geburt in einer 
im Gemeindegebiete befindlichen öffentlichen Gebäranstalt nach 
§19 sub 3 zugewiesen werden. 

§ 28. Die Gemeinde darf auch auswärtigen Armen im 
Falle augenbicklichen Bedürfnisses die nöthige Unterstützung 
nicht versagen, vorbehaltlich des Ersatzes, den sie nach ihrer 
Wahl von der Heimatgemeinde oder von dem nach dem Civil - 
rechte oder nach anderen Gesetzen hiezu Verpflichteten ver- 
langen kann. 

§ 29. Unter dem gleichen Vorbehalte hat die Gemeinde 
auswärtige Arme, welche in ihrem Gebiete erkranken, so lange 
zu verpflegen, bis sie ohne Nachtheil für ihre oder Anderer 
Gesundheit ans der Verpflegung entlassen werden können. 

§ 30. Die Gemeinde, in welcher der Kranke sich be- 
findet, hat der Heimatgemeinde desselben, falls solche bekannt 
oder durch sofort anzustellende Nachforschungen ohne erheb- 
liche Schwierigkeit zu ermitteln ist, unverzüglich Anzeige zu 
machen, und ist bei deren Verzögerung für alle daraus ent- 
stehenden Nachtheile verantwortlich. 

§ 31. Die in Bezug auf die Verpflegung erkrankter und 
auf die Beerdigung verstorbener Ausländer bestehenden Staats- 
verträge werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

V. Abschnitt. 
Von den Heimatscheinen« 

§ 32. Der Heimatschein ist die Urkunde, welche bestätigt, 
dass der Person, welcher er ertheilt wird, das Heimatrecht 
in der Gemeinde zusteht. 

§ 33. Die Heimatscheine werden von der Heimat- 
gemeinde nach dem diesem Gesetze angeschlossenen Formulare 
ausgefertigt. 

Denselben ist das Siegel der Gemeinde aufzudrücken. 

Für die Ausfertigung darf eine Gebühr an die Gemeinde 
nicht abgenommen werden. 

§ 34. Die Ertheilung eines Heimatscheines darf keinem 
Heimatberechtigten verweigert werden. 

§ 35. Ein Heimatschein ist ungiltig, wenn die Gemeinde 
nachzuweisen vermag, dass der Inhaber des Heimatscheines 
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zur Zeit der Ausstellung desselben das Heimatrecht in einer 
anderen Gemeinde hatte. 

VI. Abschnitt. 
Von der Competenz und dem Verfahren in Heimatangelegrenheiten. 

§ 36. Die Verhandlung und Entscheidung in Angelegen- 
heiten, welche das Heimatrecht betreffen, gehören, die in 
diesem Gesetze bezeichneten Fälle ausgenommen, zur Com- 
petenz der politischen Behörden. 

§ 37. Insoweit bei diesen Angelegenheiten streitige 
Fragen des Civilrechtes, z. B. über die eheliche und unehe- 
liche Geburt mit einflössen, steht die Entscheidung über diese 
Fragen dem Gerichte zu. 

§ 38. Vor das Gericht gehören auch diejenigen Ersatz- 
ansprüche, welche Gemeinden wegen des Aufwandes von Ver- 
pflegskosten gegen die zur Versorgung nach dem Civilrechte 
verpflichteten Personen erheben. 

§ 39. Ueber Ersatzansprüche, welche Gemeinden wegen 
des Aufwandes von Verpflegskosten wider die nicht nach dem 
Civilrechte, sondern nach anderen Gesetzen verpflichteten 
Personen oder wider Gemeinden erheben, ist im politischen 
Wege zu entscheiden. Selbst in dem Falle des § 38 hat die 
politische Behörde vorerst den Betrag der aufgewendeten Ver- 
pflegskosten zu bestimmen und es kann hierüber im Rechts- 
wege nicht weiter mehr verhandelt werden. 

§ 40. Die politische Bezirksbehörde kann mit einer Ent- 
scheidung über die, sei es auf Ansuchen einer Partei oder 
einer Gemeinde oder von Amtswegen, zu lösende Frage des 
zuständigen Heimatrechtes nur insoweit vorgehen, als hiedurch 
eine Gemeinde ihres Bezirkes als die Heimatgememde er- 
kannt wird. 

Erachtet jedoch dieselbe, dass Derjenige, um dessen 
Heimatrecht es sich handelt, nach den gepflogenen Erhebungen 
in einer Gemeinde des Verwaltungsbereiches einer anderen 
politischen Bezirksbehörde heimatberechtigt sei, so hat sie 
sich an diese Behörde zu wenden. Stimmen beide Behörden 
in ihrem Erkenntnisse überein, so haben sie die Angelegen- 
heit einverständlich zu erledigen. 
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Kommt aber zwischen denselben eine Uebereinstimmung 
nicht zustande, so ist die Verhandlung der vorgesetzten 
politischen Landesstelle vorzulegen, welche, wenn ihr beide 
Behörden untergeordnet sind, darüber entscheidet, wenn aber 
dieselben zu dem Yerwaltungsgebiete verschiedener Landes- 
stellen gehören, sich mit der Landesstelle des anderen Ver- 
waltungsgebietes in das Einvernehmen setzt. 

Findet zwischen den Landesstellen ein ein verständlich es 
Erkenntniss statt, so wird dasselbe ausgefertigt, im entgegen- 
gesetzten Falle aber der Gegenstand 'der Entscheidung des 
Staatsministeriums unterzogen. 

§ 41. Gegen die in den Angelegenheiten dieses Ab- 
schnittes ergangene Entscheidung der politischen Bezirks- 
behörde steht der Instanzenzug an die politische Landes- 
stelle offen. 

Gegen zwei gleichlautende Entscheidungen findet eine 
Berufung an das Staatsministerium nicht statt. 

§ 42. Wenn die Gemeinde die Ertheilung eines Heimat- 
scheines verweigert (§ 34), so kann sich die hiedurch be- 
schwerte Partei an die politische Bezirksbehörde wenden, 
welche, wenn das Heimatrecht des Beschwerdeführers in der 
Gemeinde durch ein rechtskräftiges Erkenntniss ausser Zweifel 
gesetzt ist, die Gemeinde zur Ausfertigung des Heimatscheines 
zu verhalten hat. 

§ 43. Keine Gemeinde darf gegen Personen, deren 
Heimat unbekannt, zweifelhaft oder streitig ist, bevor ihr 
Heimatrecht nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Ge- 
setzes endgiltig festgestellt wurde, mit einer Abschiebung in 
eine andere Gemeinde oder, wenn eine solche dennoch ge- 
schehen wäre, mit einer Zurückschiebung, bei Haftung für 
alle Schäden und Kosten, vorgehen. 

Wurde jedoch die Uebernahme von der hiezu nachmals 
als verpflichtet erkannten Gemeinde ohne Grund verweigert, 
so hat dieselbe allen durch eine solche Weigerung verursach- 
ten Aufwand zu ersetzen. 

Sowohl über die Verpflichtung zum Ersätze, als über 
den Betrag desselben haben die politischen Behörden zu er- 
kennen. 



— 75 — 

§ 44. Einen Anspruch auf Versorgung kann der Arme 
gegen eine Gemeinde im Rechtswege nicht geltend machen. 

Derlei Ansprüche an die Gemeinde, in welcher der Arme 
das Heimatrecht unbestritten besitzt, sind in dem durch die 
Gemeindeordnung festgesetzten Beschwerdezuge auszutragen. 

VII. Abschnitt. 

Anwendung des gegenwärtigen Gesetzes auf die vom Gemeinde- 
verbande ausgeschiedenen Gntsgebiete. 

§ 45. Auf ausgeschiedenen Gutsgebieten kann ein Heimat- 
recht nicht begründet werden. 

§ 46. Treten die im § 19 bezeichneten, die Zuweisung 
eines Heimatlosen bestimmenden Umstände in einem vom 
Gemeindeverbande geschiedenen Gutsgebiete ein, so ist der 
Heimatlose "mit Berücksichtigung aller massgebenden Verhält- 
nisse einer der angrenzenden, in demselben politischen Bezirke 
gelegenen Gemeinden zuzuweisen. 

§ 47. Die Last der Armenversorgung der nach dem 
vorigen Paragraphen zugewiesenen Heimatlosen haftet auf 
dem ausgeschiedenen Gutsgebiete. 

§ 48. Im Uebrigen haben die in dem gegenwärtigen 
Gesetze rücksichtlich der Gemeinden enthaltenen Bestimmungen 
dem Artikel I des Gesetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. 
Nr. 18, gemäss, auch auf ausgeschiedene Gutsgebiete An- 
wendung zu finden. 

VIII. Abschnitt. 

Schlussbestimmungen« 

§ 49. Mit der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes 
treten in Beziehung auf die Gegenstände, worüber dasselbe 
verfügt, alle früheren, mit denselben nicht im Einklänge 
stehenden Gesetze ausser Kraft. 

Heimatrechte jedoch, welche am Tage der beginnenden 
Wirksamkeit dieses Gesetzes nach den früheren Vorschriften 
bereits erworben waren, verbleiben insolange in Kraft, bis 
sie nach den Bestimmungen dieses Gesetzes verloren gehen. 
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§ 50. Durch das gegenwärtige Gesetz wird an denjenigen 
gesetzlichen Bestimmungen nichts geändert, welche das vom 
Heimatverbande unabhängige Recht zum Aufenthalte in einer 
Gemeinde (Gesetz vom 5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl., 
Art. III), sowie zum Gewerbebetriebe in derselben (§§ 9, 
45 bis 48 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
Nr. 227 R. G. Bl.)* betreffen. 

Der Staatsminister ist mit dem Vollzuge dieses Gesetzes 
beauftragt. 

Schönbrunn, 3. December 1863. 

Franz Joseph m. p. 
Erzherzog Rainer m. p. Schmerling m. P- Lasser m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung : 
Freiherr von Ransonnet m. p. 



* An die Stelle dieser Bestimmungen sind die §§ 7, dann 39 bis 43 
des Gesetzes vom 15. März 1883, Nr. 39 R. G. Bl., betreffend die Ab- 
änderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, getreten. 
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B. Gesetz vom 5. December 1896,* 

wodurch einige Bestimmungen des Gesetzes vom 3. De- 
cember 1863 (Nr. 106 R. G. BL), betreffend die Regelung 
der Heimatverhältnisse, abgeändert werden. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

Artikel I. 

Die §§ 8> 9 und 10 des Gesetzes vom 3. December 1863, 
Nr. 105 R. 6. BL, betreffend die Regelung der Heimatver- 
hältnisse, werden . hiemit aufgehoben und haben an deren 
Stelle nachfolgende Bestimmungen zu treten: 

§ 1. Das Heimatreeht wird durch ausdrückliche Auf- 
nahme in den Heimatverband erworben. 

§ 2. Die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatverband 
kann von der Aufenthaltsgemeinde demjenigen österreichischen 
Staatsbürger nicht versagt werden, welcher nach erlangter 
Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimat- 
recht vorausgehende Jahre sich freiwillig und ununterbrochen 
in der Gemeinde aufgehalten hat. 

Wird der Aufenthalt in einer Gemeinde unter Umständen 
begonnen, durch welche ein freiwilliger Aufenthalt ausge- 
schlossen ist, so beginnt der Lauf der zehnjährigen Frist 
erst mit dem Tage, an welchem diese Umstände aufgehört 
haben. Treten solche Umstände erst nach Beginn des Auf- 
enthaltes ein, so ruht während ihrer Dauer der Lauf der 
zehnjährigen Frist. 

Durch freiwilliges Aufgeben des Aufenthaltes in der Ge- 
meinde wird die begonnene zehnjährige Aufenthaltsfrist unter- 
brochen. Als eine Unterbrechung des Aufenthaltes wird jedoch 
eine freiwillige Entfernung nicht angesehen, wenn aus den 
Umständen, unter welchen sie erfolgt, die Absicht erhellt, den 
Aufenthalt beizubehalten. 



* Nr. S»2 JR. G. BL 1896, Stück LXXXVI. — Ausgegeben am 
19. December 1896. 
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Die in einer Gemeinde begonnene Ersitzung des Heimat- 
rechtes wird durch eine lediglich infolge der Erfüllung der 
gesetzlichen Wehrpflicht bedingte Abwesenheit weder gehemmt 
noch unterbrochen. Dagegen ruht während der Dauer einer 
anderweitigen unfreiwilligen Abwesenheit der Lauf der zehn- 
jährigen Frist. 

Der Bewerber darf ferner während der festgesetzten Auf- 
enthaltsfrist der öffentlichen Armenversorgung nicht anheim- 
fallen. Die Befreiung vom Schulgelde hinsichtlich der eine 
Schule besuchenden Kinder, sowie der Genuss eines Stipen- 
diums, endlich eine nur vorübergehend gewährte Unterstützung 
sind nicht als Acte der Armenversorgung anzusehen. 

§ 3. Zur Geltendmachung des in Gemässheit des § 2 
dieses Gesetzes erworbenen Anspruches auf die ausdrückliche 
Aufnahme in den Heimatverband sind nicht bloss der An- 
spruchberechtigte selbst, bezw. seine Nachfolger im Heimat- 
rechte, das heisst, jene Personen, welche gemäss der Be- 
stimmungen der §§ 6, 7, 11, 12 und 13 des Gesetzes 
vom 3. December 1863, Nr. 105 R. G. Bl., ihr Heimatrecht 
von jenem des Anspruchsberechtigten ableiten, sondern auch 
die bisherige Heimatgemeinde und, falls es sich um einen 
Heimatlosen handelt, jene Gemeinde berechtigt, welcher der 
Heimatlose auf Grund der Bestimmungen des HI. Abschnittes 
des Heimatgesetzes zugewiesen worden ist. 

Eine jede Gemeinde ist verpflichtet, von der auf Grund 
des § 1 oder 2 erfolgten Aufnahme einer Person in den 
Heimatverband die bisherige Heimatgemeinde zu verständigen. 

§ 4. Hat ein österreichischer Staatsbürger seinen Auf- 
enthalt in der Gemeinde, in welcher er gemäss § 2 dieses 
Gesetzes den Anspruch auf Aufnahme in den Heimatverband 
derselben erworben hat, aufgegeben oder das Gebiet der Ge- 
meinde unfreiwillig verlassen, so kann dieser Anspruch von 
dem Berechtigten selbst oder seinem Nachfolger im Heimat- 
rechte nur binnen zwei Jahren, von dessen Heimatgemeinde 
dagegen binnen fünf Jahren nach dem Aufhören des Aufent- 
haltes in der Gemeinde geltend gemacht werden. 

Die in Gemässheit der §§ 2, 3 und 4 einzubringenden 
Gesuche zur Geltendmachung des Anspruches auf ausdrückliche 
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Aufnahme in den Heimatverband sind als gebührenfrei zu be- 
handeln. 

§ 5. Ausländer und Personen, deren Staatsbürgerschaft 
nicht nachweisbar ist, erlangen unter den im § 2 festgesetzten 
Bedingungen den Anspruch auf Zusicherung der Aufnahme in 
den Heimatverband einer österreichischen Gemeinde; die Auf- 
nahme wird jedoch erst dann wirksam, wenn die Betreifenden 
das österreichische Staatsbürgerrecht erlangt haben. 

§ 6. Wenn die Aufenthaltsgemeinde es unterlässt, über 
den geltend gemachten Anspruch auf die Aufnahme in den 
Heimatverband (§§ 2, 3 und 4), bezw. die Zusicherung des- 
selben (§ 5) innerhalb einer Frist von sechs Monaten, von 
der Einbringung des Anspruchsgesuches an gerechnet, zu 
entscheiden, fällt die Entscheidung der vorgesetzten politischen 
Behörde zu. 

Dieselbe Behörde entscheidet im Falle der Berufung, 
wenn die Aufnahme in den Heimatverband, bezw. die Zu- 
sicherung derselben in den Fällen der §§ 2 bis 4, bezw. 5, 
von der Aufenthaltsgemeinde verweigert wurde. 

§ 7. Ausser den in den §§ 2 bis 4, bezw. 5 bezeich- 
neten Fällen entscheidet über Ansuchen um ausdrückliche 
Aufnahme in den Heimatverband mit Ausschluss jeder Be- 
rufung die Gemeinde. 

§ 8. Die Aufnahme in den Heimatverband darf weder 
auf eine bestimmte Zeit beschränkt, noch unter einer den 
gesetzlichen Folgen des Heimatrechtes abträglichen Bedingung 
ertheilt werden. 

Jede solche Beschränkung oder Bedingung ist nichtig 
und als nicht beigesetzt zu betrachten. 

§ 9. Zur Einführung einer Gebühr für die freiwillige 
Aufnahme in den Heimatverband, sowie zur Erhöhung solcher 
Gebühren ist ein Landesgesetz erforderlich. 

Diese Gebühren haben in die Gemeindecassa einzufliessen. 

Für die Aufnahme in den Heimatverband, welche auf 
Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes er- 
folgt, darf eine Gebühr nicht erhoben verden. 

§ 10. Definitiv angestellte Hof-, Staats-, Landes-, Ge- 
meinde-, Bezirksvertretungs- und öffentliche Fondsbeamte und 
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Diener, Geistliche und öffentliche Lehrpersonen, endlich die 
k. k. Notare erlangen mit dem Antritte ihres Amtes das 
Heimatrecht in der Gemeinde, in welcher denselben ihr stän- 
diger Amtssitz angewiesen wurde. 

Artikel II. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in 
Wirksamkeit. 

Der Beginn des Laufes der im Artikel I, § 2 festgesetzten 
Fristen wird auf den 1. Jänner 1891 festgesetzt. 

Artikel III. 

Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein Minister des 
Innern beauftragt. 

Wien, am 5. December 1896. 

Franz Joseph m. p. 

Badeni m. p. 
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